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Dienstag, 2. Oktober 1990. Es ist Tag 14 970 der DDR. Ein Staat wird 
abgewickelt. Zum letzten Mal kommen die Volkskammerabgeord-
neten zusammen, um das DDR-Parlament im Rahmen einer Fest
veranstaltung aufzulösen. In Bonn und Ost-Berlin beenden die Stän-
digen Vertreter der DDR und der Bundesrepublik ihre Tätigkeit. Der 
Ost-Berliner Minister für Abrüstung und Verteidigung Rainer Eppel
mann entlässt mit dem letzten Tagesbefehl alle NVA-Angehörigen 
mit Ablauf des Tages aus ihren Verpflichtungen. 
Um 21:00 Uhr beginnt im Ost-Berliner Schauspielhaus der offizielle 
Festakt. Derweil versammeln sich vor dem Reichstag und um das 

Brandenburger Tor Hunderttausende in ausgelassener Stimmung. 
In Leipzig kommt Sarah K. zur Welt. Sie ist das letzte in der DDR ge-
borene Baby. Zwei Minuten später wird die DDR Vergangenheit sein. 
In einer Fernsehansprache hatte DDR-Ministerpräsident Lothar 
de Maizière am Abend gemahnt: „Die deutsche Einheit ist mit dem 
Beitritt nicht abgeschlossen. Sie ist und bleibt eine Gemeinschafts-
aufgabe aller Deutschen. Sie ist nicht nur eine materielle Frage, son-
dern eine Frage des praktizierten Gemeinsinns. Die Einheit will nicht 
nur bezahlt, sondern auch mit den Herzen gewollt sein.“

Montag, 2. Oktober 1989. Die Vorbereitungen zum 40. Jahrestag 
der DDR-Gründung am 7. Oktober laufen auf Hochtouren. Doch im 
Land gärt es seit Monaten. Die Zahl der Ausreiseanträge ist massiv 
gestiegen. Zehntausende DDR-Bürger nutzen den Sommerurlaub 
zur Flucht in den Westen. Am 11. September öffnet Ungarn seine 
Grenze zu Österreich für DDR-Bürger. Tausende suchen in bundes-
deutschen Botschaften in Prag und Warschau Zuflucht. 
Am 1. Oktober erreichen die ersten Flüchtlinge aus Prag mit Sonder-
zügen die Bundesrepublik. Ost-Berlin hat die Ausreise genehmigt, 
damit die Bilder der überfüllten Botschaft die Staatsfeierlichkeiten 
nicht überschatten. In „Neues Deutschland“ heißt es zynisch: „Man 

sollte ihnen … keine Träne nachweinen.“ Kurz zuvor hatte die Partei-
führung dort verlauten lassen: „In den Kämpfen unserer Zeit stehen 
DDR und VR China Seite an Seite.“ Viele verstehen das als Drohung. 
Anfang Juni hatte die chinesische Führung den Massenprotest auf 
dem Platz des Himmlischen Friedens in Peking gewaltsam beendet. 
Doch immer weniger Ostdeutsche lassen sich noch einschüchtern. 
Am Abend gehen in Leipzig 20  000 Menschen auf die Straße. Erst-
mals ist der Ruf „Wir sind das Volk!“ zu hören. 

2. Oktober 1990: Der letzte Tag der DDR 

2. Oktober 1989: Unruhe hinter dem Eisernen Vorhang

Am 1. Oktober wird am DDR-Ministerrats
gebäude, dem Berliner Stadthaus, das DDR-
Emblem entfernt. 
Foto (koloriert): picture alliance / dpa-Zentralbild / 
Robert Grahn 

Die Berliner Mauer im Jahr 1981. Im Vordergrund 
ist die St.-Thomas-Kirche in Kreuzberg zu sehen. 
Foto: BStA, Harald Schmitt, Schmitt Bild 3–7
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In der Folge des Zweiten Weltkriegs werden Deutschland und 
Europa geteilt. Seit 1949 gibt es zwei deutsche Staaten: Die de-
mokratisch verfasste Bundesrepublik ist bald Teil der NATO und 
der Europäischen Gemeinschaft. Trotz wirtschaftlicher Krisener
scheinungen seit den 1970er-Jahren herrschen in Westdeutsch-
land großer Wohlstand und ein liberaler Geist. Die DDR, die dem 
Warschauer Pakt und dem Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe an-
gehört, ist eine Diktatur, in der die kommunistische SED alle Berei-
che des Lebens bestimmt. Der Alltag ist von Versorgungsmängeln 
geprägt. 

Beide Staaten stehen sich als Teil des jeweiligen Bündnissystems 
militärisch hochgerüstet gegenüber. Während die westlichen Sie-
germächte des Zweiten Weltkriegs, die USA, Frankreich und Großbri-
tannien, für die Bundesrepublik schon früh von der Besatzungs- zur 
Schutzmacht werden und zunehmend auf Augenhöhe partner-
schaftlich zusammenarbeiten, bestimmt die Sowjetunion fast bis 
zuletzt in hohem Maße die DDR-Politik. Doch egal wie souverän 
die beiden deutschen Staaten auf dem Papier und in Wirklichkeit 
sind: In Bezug auf Deutschlands Einheit haben die vier Hauptsieger
mächte des Zweiten Weltkriegs ihre Rechte nie aufgegeben. 

Am 7. Oktober 1989 feiert die SED 40 Jahre DDR. Zwei Tage später 
verläuft die größte Leipziger Montagsdemonstration entgegen allen 
Befürchtungen friedlich. Sie ist Höhepunkt einer Revolution, die bis 
dahin nur wenige als solche erkennen. Am 18. Oktober löst Egon 
Krenz Erich Honecker ab. Er will die SED-Herrschaft mit einer „Wen-
de“ retten. Doch die Massenproteste nehmen weiter zu. Am 9. No-
vember führt die unbedachte Äußerung eines SED-Funktionärs zum 
Mauerfall. 
Das Ende der SED-Diktatur ist das Ergebnis massiver ökonomischer 
Probleme und der Reformunfähigkeit der SED. Ausreisewelle und 
wachsende Opposition setzen die Partei unter Druck. Den Rahmen 

bilden die Entspannungspolitik sowie der KSZE-Prozess, die seit den 
1970er-Jahren die Opposition im Ostblock befördern, aber auch 
Gorbatschows Reformen in der Sowjetunion. Sie ermöglichen Polen 
und Ungarn 1989 die schrittweise Demokratisierung. Ab Sommer 
gehen DDR-Oppositionelle und Ausreisewillige gemeinsam auf die 
Straße. Aus dem Gefühl der Stärke und aus Sorge vor dem Verlust 
der Kreditwürdigkeit im Westen schreckt die SED-Führung vor Ge-
walt zurück. Die friedlichen Proteste entwickeln eine Eigendynamik, 
die zum Sturz des Systems führt.

Zweigeteilt: Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg

Friedliche Revolution gegen die SED-Diktatur

Ab 1973 tagt die Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, auf der West und Ost 
die Unverletzlichkeit der Grenzen und Nichtein-
mischung vereinbaren, zugleich jedoch die Wah-
rung von Menschenrechten und Grundfreiheiten 
zusichern. Darauf beruft sich fortan die Oppo-
sition hinter dem Eisernen Vorhang. Das Foto 
zeigt Bundeskanzler Helmut Schmidt (1. R . r.) im 
Gespräch mit DDR-Staats- und Parteichef Erich 
Honecker am 30. Juli 1975 in Helsinki. 
Foto: Bundesregierung / Engelbert Reineke

Das Brandenburger Tor in Berlin am Freitag,  
dem 10. November 1989. 
Foto: Bundesregierung / Klaus Lehnartz
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Mit der Maueröffnung und dem Zerfall der kommunistischen Dikta-
tur rückt plötzlich die Frage der deutschen Einheit auf die politische 
Agenda. In seiner ersten Regierungserklärung schlägt DDR-Minis-
terpräsident Hans Modrow eine „Vertragsgemeinschaft“ zwischen 
den beiden Staaten vor. Von einer Wiedervereinigung ist noch nicht 
die Rede. Anders bei Bundeskanzler Helmut Kohl. Dieser stellt am 
28. November ein 10-Punkte-Programm im Deutschen Bundestag 
vor, mit dem die „Wiedergewinnung der staatlichen Einheit Deutsch
lands“ erreicht werden soll – im Prozess der europäischen Integra
tion und in einer unbestimmten Zukunft. Bereits wenige Wochen 

später sind diese langfristigen Vorstellungen überholt. Als Kohl am 
19. Dezember bei einem DDR-Besuch in Dresden spricht, skandie-
ren die Menschen: „Wir sind ein Volk!“ Die Mehrheit der Ostdeut-
schen hat die DDR satt. Für Kohl wird die Wiedervereinigung vom 
Fern- zum Nahziel, das er mit staatsmännischem Geschick gegen 
anfängliche Widerstände im Ausland verfolgt. Jene, die in Ost- und 
Westdeutschland der deutschen Einheit kritisch gegenüberstehen, 
erfahren in der Presse zwar große Aufmerksamkeit, finden aber nur 
wenig Widerhall in der Bevölkerung. 

In London, Paris und Moskau reagiert man auf das Thema Wieder-
vereinigung skeptisch bis ablehnend. Am 4. Dezember empfängt 
Gorbatschow Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher, der 
das Treffen als seine „unerfreulichste Begegnung mit dem Gene
ralsekretär“ erinnert: Der 10-Punkte-Plan sei eine „ungenierte Ein
mischung in die inneren Angelegenheiten“ der souveränen DDR, so 
Gorbatschow. Dessen Außenminister Schewardnadse spitzt weiter 
zu: „Noch nicht einmal Hitler hat sich etwas Derartiges erlaubt.“
Viele ausländische Beobachter fürchten um das europäische 
Gleichgewicht. Kommentatoren beschwören ein „Viertes Reich“ he-
rauf, das in der Mitte Europas zu entstehen und den Kontinent mit 

seiner Wirtschaftsmacht zu beherrschen drohe. Nur aus Washing
ton kommt Rückendeckung von US-Präsident George Bush. Die Re-
aktionen aus Polen sind erstaunlich positiv. Man ziehe das Selbstbe-
stimmungsrecht der Deutschen nicht in Zweifel, verlange jedoch ein 
Mitspracherecht bei allen weiteren Entwicklungen in Deutschland, 
heißt es dort. Zugleich verlangt Warschau eine völkerrechtliche An-
erkennung seiner Westgrenze, die Bundeskanzler Kohl, anders als 
Genscher, auf die Zeit nach der Wiedervereinigung vertagen will.

Die deutsche Einheit rückt auf die Tagesordnung

Internationale Reaktionen

„Ein Licht für unser Land“ lautet die Losung einer 
Menschenkette, deren Teilnehmer am 3. Dezem-
ber 1989 eine Erneuerung der DDR einfordern. 
Das Foto zeigt einen Fahrradfahrer, der die sofor-
tige Vereinigung Deutschlands fordert. 
Foto: picture alliance / Zentralbild / Rainer Oettel

06

„Der Onkel spricht Klartext. ‚Zuerst kommt die  
Wirtschaft des Westens und dann die des Ostens!‘, 
‚Ja, ja zuerst nach Paris!‘“ Am 22. November 1989 
wirft der französische Karikaturist Ferdinand 
Guiraud einen ironischen Blick auf die Angst des 
französischen Staatspräsidenten François Mitter­
rand (links) vor dem wirtschaftlichen Gewicht eines 
wiedervereinten Deutschlands. Um die Sorgen in 
Paris zu unterstreichen, trägt Bundeskanzler Helmut 
Kohl (rechts) die für die preußisch-deutsche Armee 
typische Militäruniform mit Pickelhaube.
Abbildung: Ferdinand Guiraud, Le Canard Enchaîné, Nr. 3604, S. 1
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Am 8. und 9. Dezember 1989 treffen in Straßburg Bundeskanzler 
Kohl und Bundesaußenminister Genscher mit elf westeuropäischen 
Staats- und Regierungschefs zusammen. Eine derart eisige Atmo
sphäre habe er bei einem europäischen Gipfeltreffen zuvor noch nie 
erlebt, schreibt Altkanzler Kohl in seinen Erinnerungen. Nur Spani-
en und Irland sind klare Fürsprecher der deutschen Einheit. Kohl 
und Genscher versichern ihren Partnern, ein vereintes Deutschland 
gehe keine Sonderwege und bleibe engagiertes Mitglied der Euro-
päischen Gemeinschaft. Am Ende des Gipfeltreffens bekräftigen die 
Teilnehmer – wie so oft zuvor – das Recht der Deutschen auf Selbst-

bestimmung. Doch es bleiben viele Vorbehalte. Um Deutschland 
noch stärker in Europa einzubinden, forciert Frankreichs Präsident 
François Mitterrand nun die laufenden Verhandlungen zu einer eu-
ropäischen Währungsunion. Die Bundesregierung gibt dem Drän-
gen nach: 1990 nimmt eine Regierungskonferenz die Beratungen 
zu einem neuen Staatenvertrag auf, und 1993 tritt der Vertrag von 
Maastricht in Kraft. Mit ihm wird die Europäische Gemeinschaft zur 
„Europäischen Union“. Zugleich sieht der Vertrag die Einführung ei-
ner gemeinsamen europäischen Währung vor. 

Die Maueröffnung beschleunigt den Machtzerfall der SED. Von 
2,3 Millionen Mitgliedern bleiben zunächst 285 000. Die bis dahin 
SED-treuen Blockparteien, allen voran CDU und LDPD, üben sich 
in Unabhängigkeit. Am 1. Dezember wird der SED-Führungsan-
spruch aus der Verfassung gestrichen. Im selben Monat benennt 
sich die SED in „Partei des Demokratischen Sozialismus“ um. Die 
Wirtschafts- und Versorgungslage spitzt sich zu. Noch stehen 
380 000 sowjetische Soldaten im Land, sitzen SED-Mitglieder an 
den Schaltstellen des Staatsapparates und der „bewaffneten Or-
gane“. Seit dem 7. Dezember tagen in Ost-Berlin und bald in der 
ganzen DDR „Runde Tische“, an denen die alten und neuen politi-

schen Kräfte vertreten sind. Die Opposition versucht von hier aus, 
die Übergangsregierung Hans Modrows sowie die Bezirks- und 
Stadtregierungen zu kontrollieren. Zentrale Anliegen sind freie 
Wahlen, eine demokratische Verfassung und die Auflösung des 
Ministeriums für Staatssicherheit. Seit dem 4. Dezember besetzen 
Bürgerrechtler Dienststellen des MfS, um die Aktenvernichtung zu 
stoppen. Am 15. Januar folgt schließlich die Besetzung des MfS-
Hauptquartiers in Ost-Berlin, die Macht der Stasi ist gebrochen.

Einheit und europäische Integration

Die Selbstdemokratisierung der DDR

Die Staatschefs und Außenminister der EG-
Staaten stellen sich am 8. Dezember 1989 beim 
Gipfel in Straßburg zum Gruppenfoto auf. Erste 
Reihe von links: Margaret Thatcher (Großbri-
tannien), Charles Haughey (Irland), François 
Mitterrand (Frankreich), Felipe González 
(Spanien), Xenophon Zolotas (Griechenland) 
und Helmut Kohl. Im Hintergrund die Außen-
minister. 
Foto: picture alliance / dpa / Rolf Haid

Sitzung des Zentralen Runden Tischs im Schloss 
Niederschönhausen mit Mitgliedern der Regie-
rung Modrow, Vertretern der Kirchen sowie der 
alten und neuen Parteien und Organisationen. 
Foto: Bundesregierung / Klaus Lehnartz
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Als am Sonntag, dem 18. März, die Hochrechnungen eingehen, ist die 
Sensation perfekt: Bei der einzigen freien Volkskammerwahl in der 
DDR votieren 48 Prozent der Wähler für die „Allianz für Deutschland“. 
Dazu trägt die Ost-CDU rund 41 Prozent bei, die Deutsche Soziale  
Union (DSU) gut sechs und die Bürgerrechtspartei Demokratischer 
Aufbruch (DA) ein Prozent. Die Parteien und Bündnisse der Bürger
bewegung vereinen lediglich rund 27 Prozent der Stimmen auf sich. 
Davon erhält die SPD 22. Sie war zuvor als Sieger gehandelt worden. 
Die Liberalen erhalten fünf, die SED-Nachfolgepartei PDS, die sich ge-
gen die Wiedervereinigung ausspricht, 16 Prozent der Stimmen.

Entscheidend war die Haltung der Parteien zur Wiedervereinigung. 
Zwar hatten sich auch die SPD und die Wahlbündnisse der Bürger
bewegung dafür ausgesprochen. Doch die „Allianz für Deutschland“ 
überzeugte mit ihrem Versprechen, dieses Ziel schnell und direkt 
zu erreichen. Zugleich konnte sie auf die Unterstützung der Regie-
rung Kohl verweisen, von der sich viele Ostdeutsche materielle Hilfe 
versprachen. Am 12. April 1990 konstituiert sich unter Ministerpräsi-
dent Lothar de Maizière (CDU) eine Große Koalition aus Allianz, SPD 
und Liberalen.

Auf internationalem Parkett wird heftig um die Bedingungen für 
die Wiedervereinigung gerungen. Als Gorbatschow der Einheit am 
10. Februar 1990 im Grundsatz zustimmt, gelingt drei Tage später 
am Rande einer Außenministerkonferenz der NATO- und Warschau-
er-Pakt-Staaten in Ottawa die Einigung darüber, wer die Verhand
lungen in dieser Frage führt: Die zwei deutschen Staaten mit den 
vier Hauptsiegermächten des Zweiten Weltkriegs. Forderungen an-
derer Staaten, mit am Verhandlungstisch zu sitzen, werden zurück-
gewiesen. 
Von Mai bis September werden in vier „Zwei-plus-Vier-Gesprächen“ 
das Verfahren und die Konsequenzen einer Wiedervereinigung ver-

handelt: Wird sich die NATO-Zugehörigkeit der Bundesrepublik auch 
auf Ostdeutschland erstrecken? Wie wäre dies mit der Anwesenheit 
sowjetischer Truppen vereinbar? Unter welchen Bedingungen wür-
den diese abgezogen? Für die Westmächte ist der Verbleib Deutsch-
lands in der NATO Bedingung, für Moskau deren Osterweiterung 
bis an die polnische Grenze zunächst inakzeptabel. Bundesaußen-
minister Genscher führt die Verhandlungen für Bonn. DDR-Außen-
minister ist der Pastor und Bürgerrechtler Markus Meckel, der im 
Herbst 1989 die ostdeutsche Sozialdemokratie wiedergegründet 
hatte. 

DDR-Volkskammerwahlen: Plebiszit für die Einheit

Die Stunde der Diplomatie: Die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen

Dresden, Mitte Februar 1990. Erstmals gibt es 
in der DDR einen echten Wahlkampf. Zu diesem 
Zeitpunkt rechnen die meisten politischen Beob-
achter mit einem Sieg der Sozialdemokraten. 
Foto: picture alliance / Zentralbild / Ulrich Häßler

Grafik: atelier hauer + dörfler, Berlin
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Die Regierung de Maizière steht vor riesigen Herausforderungen. 
Ihr Wählerauftrag: die Wiedervereinigung schnell, aber verantwor-
tungsvoll zu vollziehen. Zugleich müssen politische Reformen im 
Land vorangebracht und die Versorgungslage stabilisiert werden. 
Der Zusammenschluss zweier Staaten mit so unterschiedlicher Ver-
fassung bedarf aufwendiger Vorbereitung. Doch für Ost-Berlin und 
Bonn wird die Zeit knapp: Jeden Tag packen zweitausend Ostdeut-
sche die Koffer und ziehen in den Westen. Dort sind die Aufnahme-
kapazitäten erschöpft. Demgegenüber sind die Lücken in der DDR 
kaum mehr zu schließen, die 550 000 Übersiedler seit Sommer 1989 

gerissen haben. Die Ostdeutschen werden immer ungeduldiger. Bei 
Demonstrationen ist der Ruf zu hören: „Kommt die D-Mark, bleiben 
wir, kommt sie nicht, geh’n wir zu ihr!“
Am 1. Juli tritt die Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion in Kraft, 
die im Grundsatz bereits am 18. Mai beschlossen worden war. 
Über Nacht hält mit der D-Mark auch die Marktwirtschaft zwischen 
Elbe und Oder offiziell Einzug. Der DDR-Staatsbesitz soll von der 
Treuhandanstalt privatisiert werden, deren Errichtung auf einen 
Beschluss der Regierung Modrow zurückgeht.

Im Januar 1990 sprechen sich in Meinungsumfragen 70 Prozent der 
Westdeutschen für die Wiedervereinigung aus, im Osten Deutsch-
lands sind es im Frühjahr 85 Prozent. Aus Ost wie West machen sich 
die Menschen auf, den anderen Teil Deutschlands zu erkunden. 
Neugier und Freude über das Wiedersehen sind groß. Die Solidari-
tät beschränkt sich nicht auf das Begrüßungsgeld von 100 DM, das 
den Ostdeutschen nach dem Mauerfall die Entdeckung des Westens 
erleichtert. Bundesländer und Kommunen, Parteien, Verbände und 
Vereine, viele Privatpersonen vereinbaren Partnerschaften. Die Kir-
chen üben gesamtdeutsche Solidarität. Sie alle unterstützen die 
demokratische Umgestaltung und den wirtschaftlichen Neuanfang 

mit Geld, Personal und Sachkunde. Bisher gibt es weder den Begriff 
des „Besser-Wessis“ noch den des „Jammer-Ossis“. Trotz mancher 
Warnung und Skepsis erwarten viele alsbald die von Bundeskanzler 
Kohl versprochenen „blühenden Landschaften“. Viele Ostdeutsche 
erfüllen sich lang gehegte Träume: Der Gebrauchtwagenmarkt in 
Westdeutschland ist leer gefegt. Selbst Gurken, Senf, Milch oder 
Mehl aus Westdeutschland scheinen zunächst besser zu schme-
cken als einheimische Produkte, die zu Ladenhütern werden.

Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion

Gesamtdeutsche Solidarität

Sonntag, 1. Juli 1990. Der Tag der Währungs
union. Die DDR-Mark ist seit 0:00 Uhr kein 
Zahlungsmittel mehr. In der ganzen DDR 
haben – wie hier in OSt-Berlin – die Banken  
und Sparkassen geöffnet. 
Foto: picture alliance / Zentralbild  

Der Grenzübergang Helmstedt / Marienborn  
in den Tagen nach dem Mauerfall im November 
1989. 
Foto: Bundesregierung / Heiko Specht
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„Visafrei bis Hawaii“ ist im Herbst 1989 auf Transparenten zu lesen. 
Spätestens im Sommer 1990 steht für viele DDR-Bürger der erste 
West-Urlaub an. Nur wenige schaffen es dabei bis Hawaii, vielmehr 
stehen die Lüneburger Heide oder die bayerischen Alpen auf dem 
Programm. Andere nutzen die D-Mark, um mit dem Reisebus nach 
Paris, London oder Rom zu fahren. Nicht mehr die Obrigkeit, son-
dern die eigene Unternehmungslust sowie das Bankkonto ent-
scheiden nun, wie weit die Welt offensteht. Eine zehntägige Bustour 
an die spanische Sonnenküste ist für 400 DM zu haben. Am 3. April 
landet der erste Interflug-Ferienflieger auf Mallorca. An Bord sind 

90 DDR-Bürger, die vom Tourismusminister der Balearen empfan-
gen werden. „Reisefreiheit“ wird von der Gesellschaft für deutsche 
Sprache zum „Wort des Jahres“ 1989 gewählt. Während im Sommer 
die Feriendomizile an der DDR-Ostseeküste leer stehen, buhlen 
mehr als 1000 bis dahin neu gegründete Reisebüros um Kunden. 
Mit dem Feriendienst der DDR-Gewerkschaft wollen die Ostdeut-
schen nichts mehr zu tun haben. Dieser war bis zum Mauerfall fast 
alleiniger Tourismusanbieter in der DDR. Sein Versuch, sich in die 
Marktwirtschaft zu retten, endet rasch im Konkurs.

Polen war das erste Opfer des von Deutschland entfesselten Zwei-
ten Weltkriegs. 1945 zählte das Land 5,65 Millionen Tote bei knapp 
35 Millionen Einwohnern im Jahr 1938. Auf Geheiß Stalins wurden 
seine Grenzen nach Westen verschoben, rund 1,5 Millionen Polen 
umgesiedelt und die deutsche Bevölkerung vertrieben. Für die Men-
schen in Polen wurde die neue Grenze längs von Oder und Neiße zur 
Existenzfrage. 
1989 fürchten deshalb viele von ihnen, Deutschland könne diese 
Grenze infrage stellen. Über Jahrzehnte hatten westdeutsche Ver-
triebenenverbände diese Furcht genährt. Dennoch sprechen sich 
die Polen 1989 / 90 für das Selbstbestimmungsrecht der Deutschen 

aus, auch wenn Bundeskanzler Kohl formaljuristisch darauf be-
harrt, dass erst ein gesamtdeutsches Parlament die Unantastbar-
keit der Grenze völkerrechtlich anerkennen könne. Am 21. Juni 1990 
verkünden der Deutsche Bundestag und die Volkskammer: „Die 
Grenze Polens zu Deutschland, so wie sie heute verläuft, ist endgül-
tig.“ Auch die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen schreiben die deutsche 
Grenze als endgültig fest. Im November 1990 regeln das vereinte 
Deutschland und Polen die Unantastbarkeit ihrer Grenze auch völ-
kerrechtlich.

Die neue Freiheit: Visafrei bis Hawaii

Neuanfang: Deutschland und Polen

Samstagnachmittag, 11. November 1989. 
Tag zwei nach der Grenzöffnung. Rückreise­
verkehr in die DDR am Grenzübergang  
Wartha/Herleshausen. 
Foto: picture alliance / Zentralbild / Erich Mehrl

Bereits 1990 kommt es am Schillergymnasium 
Münster auf Initiative von Manfred Sellmayer 
zur ersten Begegnung mit dem IV. Liceum im 
polnischen Katowice. Daraus entwickelt sich 
eine deutsch-polnische Schulpartnerschaft, die 
seit 2010 mit dem I. Liceum in Lublin fortgesetzt 
wird. Bei zwei Begegnungen pro Jahr sammeln 
die Teilnehmer des Austauschs vielfältige Erfah-
rungen, die das Bild des Nachbarlands erweitern 
und persönliche Beziehungen ermöglichen. 
Foto, 2006: Manfred Sellmayer / Schillergymnasium Münster 
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Die Bündniszugehörigkeit Deutschlands ist die zentrale Streitfrage. 
Seit Juni zeichnet sich hier ein Einlenken der UdSSR ab. Am 14. Juli 
fliegt Kohl nach Moskau und von dort gemeinsam mit Gorbatschow 
in dessen Heimat, den Kaukasus. Bereits vor dem Weiterflug signa-
lisiert der Generalsekretär seine Zustimmung zur gesamtdeutschen 
NATO-Mitgliedschaft. Öffentlich wird dies am 16. Juli auf einer ge-
meinsamen Pressekonferenz in Schelesnowodsk. Gorbatschow si-
chert dort auch den Abzug der sowjetischen Truppen bis 1994 zu. 
Deutschland verspricht die Unverletzlichkeit der bestehenden Gren-
zen, Truppenreduzierung, dauerhaften ABC-Waffen-Verzicht sowie 

umfassende finanzielle Hilfen. Mit der Unterzeichnung des „Vertrags 
über die abschließende Regelung in Bezug auf Deutschland“ (Zwei-
plus-Vier-Vertrag) durch die sechs Außenminister am 12. September 
1990 in Moskau endet für Deutschland die Nachkriegszeit. Mit ihm 
beenden die Siegermächte „ihre Rechte und Verantwortlichkeiten 
in Bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes. Als Ergebnis wer-
den die entsprechenden, damit zusammenhängenden vierseitigen 
Vereinbarungen, Beschlüsse und Praktiken beendet und alle ent-
sprechenden Einrichtungen der Vier Mächte aufgelöst.“

Über den Weg zur deutschen Einheit wird seit Frühjahr 1990 heftig 
gestritten. Eine Minderheit nimmt die Mütter und Väter des Grund-
gesetzes beim Wort, die im Artikel 146 vorsahen, dass das Grundge-
setz „seine Gültigkeit an dem Tage [verliert], an dem eine Verfassung 
in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung be-
schlossen worden ist“. Am 23. August stimmt die Volkskammer mit 
überwältigender Mehrheit für den Beitritt der DDR zur Bundesrepu-
blik am 3. Oktober 1990 nach Grundgesetzartikel 23. Es ist die Ent-
scheidung für eine Verfassung, die sich in vier Jahrzehnten bewährt 
hat und die die Westdeutschen nicht zur Disposition stellen. Am 
31. August folgt der in nur acht Wochen ausgehandelte Einigungs-

vertrag. Er regelt Änderungen im Grundgesetz, Fragen der Rechts-
angleichung und der öffentlichen Verwaltung in Ostdeutschland, 
Fragen der Finanzen sowie der Bereiche Arbeit, Soziales, Frauen 
und Kultur. Strittige Punkte, wie die Festlegung der künftigen Bun-
deshauptstadt, werden vertagt oder in Zusatzprotokollen geregelt; 
darunter auch der Zugang zu den Stasi-Unterlagen, den die Volks-
kammer sowie DDR-Bürgerrechtler durch Hungerstreik im Septem-
ber noch erstreiten.

Zwei-plus-Vier-Vertrag

Ein Staat besiegelt sein Ende

Noch vor Abschluss der Zwei-plus-Vier-Gesprä-
che erfolgt am 22. Juni 1990 der Abbau des Kon- 
trollgebäudes am ehemaligen Alliierten- und 
Diplomaten-Grenzübergang Checkpoint Charlie. 
An der Zeremonie nehmen die Außenminister 
sowie Stadtkommandanten der vier Siegermäch-
te, die beiden deutschen Außenminister und die 
Bürgermeister Berlins teil. 
Foto: Bundesregierung / Klaus Lehnartz

Am 23. August 1990 stimmen 294 Volkskammer-
abgeordnete für den Beitritt der DDR zur Bundes- 
republik Deutschland mit Wirksamkeit am 
3. Oktober 1990. 62 Volksvertreter sprechen sich 
dagegen aus.
Foto: picture alliance / Michael Jung 
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3. Oktober 1990, 0:00 Uhr: Zur Nationalhymne wird über dem Berli
ner Reichstag die Fahne des vereinigten Deutschlands gehisst. 
Mehr als eine Million Menschen feiern gemeinsam die deutsche 
Einheit, die mit einem riesigen Feuerwerk begrüßt wird. Doch auf 
die Euphorie folgt Ernüchterung. Trotz westdeutschem Sozialsys-
tem, „Aufbau Ost“ und alljährlicher Milliardenhilfe setzt sich der 
seit 1989 beschleunigte Niedergang der ostdeutschen Wirtschaft 
fort. Massenarbeitslosigkeit und soziale Verunsicherung prägen 
die 1990er-Jahre in den neuen Bundesländern. Vor noch größeren 
Herausforderungen stehen die Ostmitteleuropäer. Ihr Neuanfang 

erfolgt aus eigener Kraft. Sie eint das Ziel, der NATO und der Euro-
päischen Union beizutreten, um die wiedererlangte Souveränität zu 
sichern. Die damit verbundenen Beitrittskriterien werden zum Re-
formmotor. In Warschau, Breslau, Prag, Budapest und andernorts 
weicht das graue Einerlei des Staatssozialismus bald dem pulsie-
renden Flair von Städten im Aufbruch, in denen vor allem junge Leu-
te die neuen Freiheiten genießen. Währenddessen tobt nach dem 
Zerfall Jugoslawiens auf dem Balkan von 1991 bis 1995 ein blutiger 
Bürgerkrieg, dem Europa zunächst wenig entgegensetzt.

Seit 2004 sind zehn ostmitteleuropäische Staaten der EU beige-
treten. Die friedlichen Revolutionen des Jahres 1989 waren damit 
nicht nur Voraussetzung für die deutsche Einheit, sondern auch für 
die weitere europäische Integration. Diese wird mit dem Wegfall 
der Passkontrollen und der Einführung des Euro in den meisten 
EU-Staaten für jedermann erlebbar. 
Europa und die transatlantische Partnerschaft bleiben die Funda-
mente deutscher Außenpolitik. Längst sind die Sorgen verstummt, 
das vereinte Deutschland könne sich von der EU abwenden. Im Ge-
genteil: Das Land ist nicht nur Motor der EU-Erweiterung und Vertie-
fung, es stellt sich auch den gestiegenen Erwartungen, international 

mehr Verantwortung zu übernehmen. Sei es ökonomisch, etwa in 
Zeiten der Schuldenkrise, in der Deutschland sich in europäischer 
Solidarität übt. Oder militärisch: 1999 beteiligt sich die Bundeswehr 
erstmals an einem Kampfeinsatz, als die NATO im Kosovo interve
niert, um eine humanitäre Katastrophe zu verhindern. Weitere Ein-
sätze, u. a. in Afghanistan, folgen – nicht ohne heftige innenpoliti
sche Debatten. Der Anspruch, gleichermaßen eine werte- und eine 
interessengebundene Außenpolitik zu betreiben, bleibt eine Her-
ausforderung. 

Gemeinsame Herausforderungen

Deutschland in Europa

„Fest der Einheit“ in der Nacht vom 2. zum  
3. Oktober 1990 vor dem Berliner Reichstag. 
Foto: picture alliance / akg-images / Pansegrau 

Die europäische und die deutsche Flagge  
vor dem Reichstag, dem Sitz des Deutschen 
Bundestages. 
Foto: picture alliance / blickwinkel/M
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25 Jahre deutsche Einheit: Bundespräsident und Bundeskanzlerin 
kommen aus Ostdeutschland. Dort hat sich die Arbeitslosenzahl im 
Vergleich zu 2003 fast halbiert. Die Infrastruktur ist runderneuert, 
die Städte sind durchsaniert, die Abwanderung nach Westen stag
niert, ostdeutsche Schüler führen bei Bildungstests. Blühen im Os-
ten nun endlich die Landschaften? 
Tatsächlich steht die Angleichung der Lebensverhältnisse weiter 
aus. Im Westen liegt die Arbeitslosenquote bei sechs, im Osten bei 
zehn Prozent. Wirtschaftskraft und Einkommen erreichen dort nur 
70 bzw. 80 Prozent des Westdurchschnitts. Unter Entscheidungsträ-

gern haben Ostdeutsche Seltenheitswert: Kaum ein Chefredakteur 
mit DDR-Biografie, nur vier von 182 DAX-Vorständen stammen 2014 
aus Ostdeutschland. 
Indes darf der Stand der deutschen Einheit weder schwarz noch 
weiß gezeichnet werden. Im Vergleich zu vielen Ruhrgebietsstädten 
sind Teile Thüringens oder Sachsens Boomregionen. Mit dem Wohl-
stand Süddeutschlands können aber auch sie nicht mithalten. Eines 
zeigen alle Umfragen: Für die überwältigende Mehrheit aller Bürger 
ist die Einheit längst eine Selbstverständlichkeit. Deren Ausgestal-
tung bleibt eine gesamtdeutsche Aufgabe.

Deutsche Einheit – eine Zwischenbilanz

Auf dem Gelände des ehemaligen Palastes der 
Republik in Berlin steht am 4. Dezember 2008 an 
einer Mauer der Rathausbrücke in Großbuchsta-
ben geschrieben „Die DDR hat’s nie gegeben“, 
im Hintergrund der Berliner Dom. Das Bild 
des Fotografen Arno Burgi wird „dpa-Bild des 
Jahres“ 2009. 
Foto: picture alliance / dpa / Arno Burgi
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Anlässlich des 40. Jahrestages der DDR ernennt und befördert Staats- 
und Parteichef Erich Honecker Generale der NVA. Die SED kon-
trolliert im Herbst 1989 unangefochten alle bewaffneten Organe 
der DDR. 
Foto: BArch, Bild 183-1989-1002-019 / Rainer Mittelstädt

Am 1. Oktober 1989 treffen in Hof an der innerdeutschen Grenze 
die ersten Sonderzüge mit Prager Botschaftsflüchtlingen ein. Die 
westdeutsche TV-Berichterstattung über die erfolgreiche Ausreise 
wirkt in die DDR zurück. 
Foto: picture alliance / dpa / Frank Leonhardt

Ab 2. Oktober protestieren Bürgerrechtler in der Ost-Berliner Gethse mane-
kirche mit einer Mahnwache gegen die Polizeigewalt. Als es am 7. Oktober 
zur gewaltsamen Niederschlagung von Protesten kommt, wird die Kirche 
zeitweilig zum Kommunikationszentrum der Opposition. 
Foto: Frank Ebert / Robert Havemann Gesellschaft

Am 2. Oktober 1989 nehmen 20 000 Menschen in Leipzig an der Montags demon stration teil. Die Polizei 
setzt Schlagstöcke ein und verhaftet 20 Demonstranten.
Foto: picture alliance / ap / N. N.

”Ich bin zu Ihnen gekommen, um Ihnen mitzuteilen, 
dass heute Ihre Ausreise …“ Der Rest des Satzes von 
Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher geht 
im Jubel tausender DDR-Bürger unter, die zum Teil seit 
Wochen in der bundesdeutschen Botschaft in Prag auf 
die Ausreise warten. 
Foto: picture alliance / ap / N. N.

Ein einzelner Demonstrant stellt sich am 5. Juni 1989 
vor eine Panzerkolonne. Am Vortag hatte die chine-
sische Partei- und Staatsführung damit begonnen, die  
Proteste auf dem Platz des Himmlischen Friedens in 
Peking  gewaltsam niederzuschlagen.
Foto: picture alliance / ap / N. N.

Der zynische Kommentar zu den DDR-Flücht lingen 
am 2. Oktober 1989 in der SED-Zeitung  Neues 
Deutschland vergrößert die Wut der Menschen in 
der DDR. 
Abbildung: Neues Deutschland

VIDEO 
Die Botschaft von Prag. 

Die Berliner Mauer im Jahr 1981. Im Vordergrund 
ist die St.-Thomas-Kirche in Kreuzberg zu sehen. 

Foto: BStA, Harald Schmitt, Schmitt Bild 3–7

Quelle: Gedächtnis der Nation | ZDF  | youtube.com

M ontag, 2. Oktober 1989. Die Vor­
bereitungen zum 40. Jahrestag der 
DDR­Gründung am 7. Oktober lau ­ 

fen auf Hochtouren. Doch im Land gärt es 
seit Monaten. Die Zahl der Ausreiseanträge 
ist massiv gestiegen. Zehntausende DDR­Bür­
ger nutzen den Sommer urlaub zur Flucht in 
den Westen. Am 11. Sep  tember öffnet Ungarn 
seine Grenze zu Öster reich für DDR­Bürger. 
Tausende suchen in bundesdeutschen Bot­
schaften in Prag und Warschau Zuflucht. 

Am 1. Oktober erreichen die ersten Flücht­
linge aus Prag mit Sonderzügen die Bun   des ­ 
republik. Ost­Berlin hat die Ausreise geneh­
migt, damit die Bilder der überfüllten Botschaft 
die Staatsfeierlichkeiten nicht überschatten. In 

”Neues Deutschland“ heißt es zynisch: ”Man 
sollte ihnen … keine Träne nachweinen.“ Kurz 
zuvor hatte die Parteiführung dort verlauten 
lassen: ”In den Kämpfen unserer Zeit stehen 
DDR und VR China Seite an Seite.“ Viele ver­
stehen das als Drohung. Anfang Juni hatte die 
chinesische Führung den Massenprotest auf 
dem Platz des Himmlischen Friedens in  Peking 
gewaltsam beendet. Doch immer weniger Ost­
deutsche lassen sich noch einschüchtern. Am 
Abend gehen in Leipzig 20 000 Menschen auf 
die Straße. Erstmals ist der Ruf ”Wir sind das 
Volk!“ zu hören. 

2. OKTOBER 1989:  
UNRUHE HINTER DEM EISERNEN VORHANG
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Ab 1973 tagt die Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, auf 
der West und Ost die Unverletzlichkeit der Grenzen und Nichteinmischung ver-

einbaren, zugleich jedoch die Wahrung von Menschenrechten und Grundfrei-
heiten zusichern. Darauf beruft sich fortan die Opposition hinter dem Eisernen 
Vorhang. Das Foto zeigt Bundeskanzler Helmut Schmidt (1. R . r.) im Gespräch 

mit DDR-Staats- und Parteichef Erich Honecker am 30. Juli 1975 in Helsinki. 
Foto: Bundesregierung / Engelbert Reineke

Potsdamer Konferenz vom 17. Juli bis 2. August 1945. Die Siegermäch-
te beschließen, die Zukunft Deutschlands gemeinsam und einvernehm-
lich zu gestalten. Diese Absicht wird mit Beginn des Ost-West-Konflikts 
hinfällig. 
Foto: BArch, Bild 183-R67561 / ADN-Zentralbild / N. N.

US-Panzer beim Manöver Reforger in Westdeutschland im Jahr 1982.  
Bis zum Mauerfall wird beiderseits des Eisernen Vorhangs der militäri-
sche Ernstfall geprobt. 
Foto: defenseimagery.mil, VIRIN: DF-ST-99-04887

Fünf Jahre nach Gründung der Partei Die 
Grünen wird Joschka Fischer am 12. Dezem-
ber 1985 in Wiesbaden hessischer Umwelt-
minister. Fast noch wichtiger ist für Medien 
und Öffentlichkeit, dass der erste grüne 
 Minister beim Amtseid Turnschuhe trägt. 
Foto: picture alliance / dpa / Heinz Wieseler

”Ich liebe Deutschland, ich liebe 
es so sehr, dass ich sehr  zufrieden 
bin, dass es zwei davon gibt.“ Dieses 
 Zitat des französischen Schrift-
stellers und Nobelpreisträgers 
François Mauriac von 1966 soll mit 
ähnlichem Wortlaut auch von nam-
haften westeuropäischen Politikern 
wieder holt worden sein. Es spiegelt 
die Erfahrungen vieler europä-
ischer Zeitgenossen mit Deutsch-
land von vor 1945 wider. 
Foto: picture alliance / akg / N. N.

Bei seinem Berlin-Besuch fordert Ronald Reagan am 12. Juni 1987 vor dem Brandenburger Tor: 

”Come here to this gate! Mr. Gorbachev, open this gate! Mr. Gorbachev, tear down this wall!“ 
Viele Zeitgenossen betrachten dies als  Ausdruck von Realitätsferne. 
Foto: picture alliance / Ronald Reagan Presidential Library / N. N.

Erich Honecker und Leonid Breschnew beim Bruder-
kuss am Rande der Feierlichkeiten zum 30. Jahrestag 
der DDR 1979. Tatsächlich ist das Verhältnis zwischen 
den Staats- und Parteiführern nicht ungetrübt, ver-
folgt Moskau doch die wachsende Westverschuldung 
der DDR mit Misstrauen. 
Foto: picture alliance / Sven Simon

Abbildung: picture alliance / dpa-infografik

Anders als in der DDR, gilt in der Bundesrepublik Ver-
sammlungsfreiheit. Kundgebungen politischer Gruppen 
und sozialer Verbände gehören zur Tagesordnung. Das 
Foto zeigt eine Demonstration des DGB und der IG Metall 
im Februar 1986 gegen eine Veränderung des Streikrechts. 
Foto: picture alliance / dpa / Klaus Rose

VIDEO 
Der NATO-Doppelbeschluss, 1981.

Quelle: Gedächtnis der Nation | ZDF  | youtube.com

I n der Folge des Zweiten Weltkriegs wer­
den Deutschland und Europa geteilt. Seit 
1949 gibt es zwei deutsche Staaten: Die 

demokratisch verfasste Bundesrepublik ist 
bald Teil der NATO und der Europäischen 
Gemeinschaft. Trotz wirtschaftlicher Krisen­
erscheinungen seit den 1970er­Jahren herr­
schen in Westdeutschland großer Wohlstand 
und ein liberaler Geist. Die DDR, die dem 
Warschauer Pakt und dem Rat für gegenseiti­
ge Wirtschaftshilfe angehört, ist eine Diktatur, 
in der die kommunistische SED alle Bereiche 
des Lebens bestimmt. Der Alltag ist von Ver­
sorgungsmängeln geprägt. 

Beide Staaten stehen sich als Teil des jewei­
ligen Bündnissystems militärisch hochgerüs­
tet gegenüber. Während die westlichen Sie­
germächte des Zweiten Weltkriegs, die USA, 
Frankreich und Großbritannien, für die Bun­
desrepublik schon früh von der Besatzungs­ 
zur Schutzmacht werden und zunehmend auf 
Augenhöhe partnerschaftlich zusammenarbei­
ten, bestimmt die Sowjetunion fast bis zuletzt 
in hohem Maße die DDR­Politik. Doch egal 
wie souverän die beiden deutschen Staaten auf 
dem Papier und in Wirklichkeit sind: In Be­
zug auf Deutschlands Einheit haben die vier 
Hauptsieger mächte des Zweiten Weltkriegs 
ihre Rechte nie aufgegeben. 

ZWEIGETEILT: DEUTSCHLAND  
NACH DEM ZWEITEN WELTKRIEG
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Weiter wie bisher? Nach seiner Wahl zum DDR-Staatschef schrei-
tet Honecker-Nachfolger Egon Krenz am 24. Oktober 1989 eine 
Ehrenparade vor dem Staatsratsgebäude in Ost-Berlin ab.
Foto: BArch, Bild 183-1989-1024-409 / adn-Zentralbild / Hartmut Reiche

Rund eine Million Men-
schen demonstrieren am 
4. November 1989 fried-
lich auf dem Ost-Berliner 
Alexanderplatz. 
Foto: BStA, Klaus Mehner, Bild 
89_1104_POL_Demo 110

Am 29. Oktober 1989 liest der Schauspieler Ulrich 
Mühe im Deutschen Theater in Ost-Berlin aus dem Buch 

”Schwie  rigkeiten mit der Wahrheit“. Dort beschreibt der 
Altkommu nist Walter Janka seine politi sche Verfolgung 
in der DDR der 1950er-Jahre. Die Auseinander setzung 
mit den ”weißen Flecken“ in der DDR-Geschichte un-
tergräbt den SED-Vormachts anspruch weiter. 
Foto: BArch, Bild 183-1989-1029-006 / adn-Zentralbild / Rainer 
 Mittelstädt

Im Juni 1989 triumphiert in Polen die unabhängige Gewerkschaft 
Solidarność bei den ersten halbfreien Wahlen. Am 24. August wird 
Tadeusz Mazowiecki zum Ministerpräsidenten gewählt. Das Foto 
zeigt den Publizisten und Bürgerrechtler bei seiner Antrittsrede 
vor dem polnischen Parlament. 
Foto: picture alliance / pap / Piotr Teodor Walczak 

Militärparade am 7. Oktober 1989, dem 40. Jahrestag der DDR. 
Die Tribüne der Staats- und Parteiführung an der Ost-Berliner 
Karl-Marx-Allee. In der ersten Reihe stehen Erich Honecker und 
Michail Gorbatschow (5. v. l.). 
Foto: BArch, Bild 183-1989-1007-024 / adn-Zentralbild / Rainer Mittelstädt

Stimmauszählung im einzigen für West-
journalisten zugänglichen Wahl lokal in 
Ost-Berlin. Unter den Augen der immer 
kritischeren Öffentlichkeit wird die 
Wahlurne geleert. 
Foto: BStA, Klaus Mehner, Bild 89_0507_POL_ 
Wahlen_05

Leipzig, Montag, den 9. Okto-
ber 1989. 70 000 Bürgerin-
nen und Bürger gehen trotz 
Gewalt androhung des Regimes 
auf die Straße. Die Montags-
demonstration gilt als das 
Schlüsseldatum der Fried lichen 
Revolution. 
Foto: Gedenkstätte Museum in der 

”Runden Ecke“, F. A. 13018 / Heinz Löster

VIDEO 
Leipzig, Oktober 1989. 

Das Brandenburger Tor in Berlin am Freitag, dem 10. November 1989. 
Foto: Bundesregierung / Klaus Lehnartz

Quelle: Gedächtnis der Nation | ZDF  | youtube.com

A m 7. Oktober 1989 feiert die SED 
40 Jahre DDR. Zwei Tage später ver­
läuft die größte Leipziger Mon tags ­ 

demonstration entgegen allen  Befürch tun gen 
friedlich. Sie ist Höhepunkt einer  Revolu tion, 
die bis dahin nur wenige als solche er  ken­
nen. Am 18. Oktober löst Egon Krenz Erich 
Honecker ab. Er will die SED­Herrschaft mit 
einer ”Wende“ retten. Doch die Massenproteste 
nehmen weiter zu. Am 9. November führt die 
unbedachte Äußerung eines SED­Funktionärs 
zum Mauerfall. 

Das Ende der SED­Diktatur ist das Ergebnis 
massiver ökonomischer Probleme und der Re­
formunfähigkeit der SED. Ausreisewelle und 
wachsende Opposition setzen die Partei unter 
Druck. Den Rahmen bilden die Entspannungs­
politik sowie der KSZE­Prozess, die seit den 
1970er­Jahren die Opposition im Ostblock be­
fördern, aber auch Gorbatschows Reformen in 
der Sowjetunion. Sie ermöglichen Polen und 
Ungarn 1989 die schrittweise Demokratisie­
rung. Ab Sommer gehen DDR­Oppositionelle 
und Ausreisewillige gemeinsam auf die Straße. 
Aus dem Gefühl der Stärke und aus Sorge vor 
dem Verlust der Kreditwürdigkeit im Westen 
schreckt die SED­Führung vor Gewalt zurück. 
Die friedlichen Proteste entwickeln eine Eigen­
dynamik, die zum Sturz des Systems führt.

FRIEDLICHE REVOLUTION  
GEGEN DIE SED-DIKTATUR
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”Ein Licht für unser Land“ lautet die Losung einer 
Menschenkette,  deren Teilnehmer am 3. Dezember 

1989 eine Erneuerung der DDR  einfordern. Das 
Foto zeigt einen Fahrradfahrer, der die sofortige 

Vereinigung  Deutsch lands fordert. 
Foto: picture alliance / Zentralbild / Rainer Oettel

”Jetzt wächst zusammen, was zusammengehört“, so der Altbundeskanzler 
und langjährige SPD-Vorsitzende Willy Brandt am 10. November 1989 in 
Interviews. Das Foto zeigt ihn auf einer Kundgebung am Abend des gleichen 
Tages vor dem Rathaus  Schöneberg in West-Berlin. Im Bildvordergrund 
Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher, links hinter Brandt Bundes-
kanzler Helmut Kohl. 
Foto: picture alliance / dpa / N. N.

Einstimmig bestätigt die DDR-Volkskammer am 17. November 1989 die 
Regierungserklärung des neu gewählten Ministerpräsidenten Hans Modrow. 
Der hatte den Wandel in der DDR für unumkehrbar erklärt und einen erneu-
erten Sozialismus versprochen. Bundesrepublik und DDR sollten langfristig 
eine Vertragsgemeinschaft eingehen. Von einer Wiedervereinigung ist nicht 
die Rede. 
Foto: BArch, Bild 183-1989-1117-035 / Bernd Settnik

DDR-Bürger stehen nach dem Mauerfall auf dem Kaiserdamm 
in Berlin-Charlottenburg vor der Deutschen Bank Schlange, 
um sich ihr Begrüßungsgeld in Höhe von 100 DM abzuholen. 
Foto: Bundesregierung / Klaus Lehnartz

Helmut Kohl und Hans Modrow (am Mikrofon) bei 
der Öffnung des Brandenburger Tors für Fußgänger 
am 22. Dezember 1989. Rechts von Modrow Berlins 
Regierender Bürgermeister Walter Momper. 
Foto: Bundesregierung / Klaus Lehnartz

Bundeskanzler Kohl bei einer Rede auf dem Altmarkt in 
Dresden am 19. Dezember 1989. 
Foto: BArch, Bild 183-1989-1219-034 / adn-Zentralbild / Rainer Mittelstädt

In den Tagen nach dem 9. November werden ein-
reisende DDR-Bürger am Grenzübergang Helm-
stedt/Marienborn begeistert begrüßt.
Foto: Bundesregierung / Heiko Specht

Am 28. November 1989 stellt Bundeskanzler 
Helmut Kohl vor dem Bundestag sein 10-Punkte- 
Programm vor: ”Der Weg zur deutschen Einheit, 
das wissen wir alle, ist nicht vom grünen Tisch 
oder mit einem Terminkalender in der Hand zu 
planen … Aber wir können, wenn wir nur wollen, 
schon heute jene Etappen vorbereiten, die zu die-
sem Ziel hinführen.“ 
Foto: Bundesregierung / Engelbert Reineke

DDR-Bürgerrechtler und reformbereite SED- 
Anhänger setzen sich mit dem Aufruf ”Für unser 
Land“ für eine erneuerte und eigenständige 
DDR ein, die eine sozialistische Alternative zur 
Bundesrepublik sein soll. 
Veröffentlicht u. a. in Neues Deutschland am 29. November 
1989.

VIDEO 
1989 – Die Grenze ist offen. 

Quelle: Gedächtnis der Nation | ZDF  | youtube.com

DIE DEUTSCHE EINHEIT  
RÜCKT AUF DIE TAGESORDNUNG

M it der Maueröffnung und dem Zer­
fall der kommunistischen Diktatur 
rückt plötzlich die Frage der deut­

schen Einheit auf die politische Agenda. In   
seiner ersten Regierungserklärung schlägt 
DDR  ­ Ministerpräsident Hans Modrow eine 

”Ver trags gemeinschaft“ zwischen den beiden 
Staa ten vor. Von einer Wiedervereinigung ist 
noch nicht die Rede. Anders bei Bundeskanz­
ler Helmut Kohl. Dieser stellt am 28. Novem­ 
ber ein 10­Punk te­ Programm im Deutschen 
 Bun des tag vor, mit dem die ”Wiedergewin ­ 
nung der staatlichen Einheit Deutschlands“ 
 erreicht werden soll – im Prozess der europäi­
schen Integration und in einer unbestimmten 
Zukunft. Bereits wenige Wochen später sind 
diese langfristigen Vorstellungen überholt. 
Als Kohl am 19. Dezember bei einem DDR­
Besuch in Dresden spricht, skandieren die 
Menschen: ”Wir sind ein Volk!“ Die Mehrheit 
der Ostdeutschen hat die DDR satt. Für 
Kohl wird die Wiedervereinigung vom Fern­ 
zum Nahziel, das er mit staatsmännischem 
Geschick gegen anfängliche Widerstände im 
Ausland verfolgt. Jene, die in Ost­ und West­
deutschland der deutschen Einheit kritisch 
gegenüberstehen, erfahren in der Presse zwar 
große Aufmerksamkeit, finden aber nur wenig 
Widerhall in der Bevölkerung. 
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”Der Onkel spricht Klartext. ’Zuerst kommt 
die Wirtschaft des Westens und dann die des 
 Ostens!‘, ’ Ja, ja zuerst nach Paris!‘“ Am 22. No-
vember 1989 wirft der französische Karikaturist 
Ferdinand Guiraud einen ironischen Blick auf 
die Angst des französischen Staatspräsidenten 
François Mitterrand (links) vor dem wirtschaft-
lichen Gewicht eines wiedervereinten Deutsch-
lands. Um die Sorgen in Paris zu unterstreichen, 
trägt Bundeskanzler Helmut Kohl (rechts) die 
für die preußisch-deutsche Armee typische 
Militär uniform mit Pickelhaube.
Abbildung: Ferdinand Guiraud, Le Canard Enchaîné, 
Nr. 3604, S. 1

VIDEO 
Valentin Falin über die sowjetische Haltung 
zur deutschen Einheit. 

Demonstration vor dem 
DDR-Kulturzentrum im 
polnischen Krakau am 
5. Oktober 1989. Auf den 
Bannern ist u. a. zu  lesen: 

”Solidarität mit dem 
Neuen Forum“, ”Deutsch- 
polnische Solidarität“, 

”Nieder mit der Berliner 
Mauer“, ”Honecker plus 
Stalin bedeutet eine  große 
Liebe“, ”DDR – nein, 
 danke“. 
Foto: Sławomir Błażewicz / Archiv: 
Wojciech Pięciak

François Mitterrand am 21. Dezember 1989 
bei DDR-Ministerpräsident Hans Modrow in 
Ost- Berlin. Der französische Staatspräsident 
 demonstriert mit seinem Blitzbesuch in der  
DDR die skeptische Haltung Frankreichs zur  
Frage der Wiedervereinigung. 
Foto: picture alliance / dpa / N. N.

Hans-Dietrich Genscher überreicht Michail Gorbatschow am 
5. Dezember 1989 während eines Gesprächs im Kreml ein Buch-
geschenk. Das Lächeln in den Gesichtern täuscht. Tatsächlich wird 
der Außenminister in Moskau scharf für Kohls 10-Punkte-Plan 
kritisiert. 
Foto: Bundesregierung / Ludwig Wegmann 

”Die unheimlichen Deutschen“. Mit diesem Titel bringt das Nach-
richtenmagazin Der Spiegel Ende 1989 die Sorgen vieler Europäer 
vor einer deutschen Wiedervereinigung auf den Punkt.
Abbildung: SPIEGEL 51/1989

Der Mauerfall am 9. No-
vember 1989 findet 
weltweite Medienreso-
nanz. Hier die Seite 1 
von ”The Weekend Aus-
tralian“ vom 11./12. No-
vember 1989. 
Abbildung: The Australian / 
News Corp Australian 

Ohne ein vereintes Deutschland wird es kein souveränes 
Polen geben. Diese Überzeugung teilen viele Vorden-
ker der polnischen Solidarność seit den 1970er-Jahren. 
Am 9. November 1989 reist Bundeskanzler Kohl zum 
Staats besuch nach Warschau. Als ihn die Nachricht vom 
Mauer fall erreicht, erklärt Kohl, er werde am Folgetag 
nach Berlin fliegen. Auf polnischer Seite herrscht darauf-
hin große Unruhe. Der Kanzler verspricht, den Besuch 
nur zu unterbrechen. Bereits am 11. November ist er 
zurück in Warschau. Das Bild zeigt den Kanzler bei sei-
ner Tisch rede am Abend des 9. November. Neben ihm 
 Ministerpräsident Tadeusz Mazowiecki und Bundes-
außen minister Genscher. 
Foto: Bundesregierung / Arne Schambeck

Zauberlehrling Gorbatschow lässt den 
Geist des vereinten Deutschlands mit 
 Pickelhaube, Uniform und Krallen aus 
der Flasche. So sieht es ein britischer 
Karikaturist im November 1989.  
Abbildung: Michael Cummings, Daily Express, 
15. November 1989

Quelle: Gedächtnis der Nation | ZDF  | youtube.com

I n London, Paris und Moskau reagiert man 
auf das Thema Wiedervereinigung skep ­ 
tisch bis ablehnend. Am 4. Dezember 

emp  fängt Gorbatschow Bundesaußenmi nister  
Hans­Dietrich Genscher, der das Treffen als  
seine ”unerfreulichste Begegnung mit dem 
Ge ne ralsekretär“ erinnert: Der 10­ Punk te­Plan 
sei eine ”ungenierte Einmi schung in die inne­
ren Angelegenheiten“ der souveränen DDR, so 
Gorbatschow. Dessen Außenminister Sche­
ward nadse spitzt weiter zu: ”Noch nicht ein­
mal Hitler hat sich etwas Derartiges erlaubt.“

Viele ausländische Beobachter fürchten um 
das europäische Gleichgewicht. Kommenta­
toren beschwören ein ”Viertes Reich“ herauf, 
das in der Mitte Europas zu entstehen und 
den Kontinent mit seiner Wirtschaftsmacht 
zu  beherrschen drohe. Nur aus Washing ton 
kommt Rücken deckung von US­Präsident 
 George Bush.  Die Reaktionen aus Polen sind 
erstaunlich positiv. Man ziehe das Selbstbe­
stimmungsrecht der Deutschen nicht in Zwei­
fel, verlange jedoch ein Mitspracherecht bei 
allen weiteren Entwicklungen in Deutschland, 
heißt es dort. Zugleich verlangt Warschau eine 
völkerrechtliche Anerkennung seiner West­
grenze, die Bundeskanzler Kohl, anders als 
Genscher, auf die Zeit nach der Wiedervereini­
gung vertagen will.

INTERNATIONALE REAKTIONEN
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Die Staatschefs und Außenminister der EG-Staaten stellen sich am 
8. Dezember 1989 beim Gipfel in Straßburg zum Gruppenfoto auf.  

Erste Reihe von links: Margaret Thatcher (Großbritannien), Charles 
Haughey (Irland), François Mitterrand (Frankreich), Felipe González 

(Spanien), Xenophon Zolotas (Griechenland) und Helmut Kohl.  
Im Hintergrund die Außenminister. 

Foto: picture alliance / dpa / Rolf Haid

VIDEO 
Interview mit Hans-Dietrich Genscher zur  
 Haltung Frankreichs und Großbritanniens.
Quelle: Gedächtnis der Nation | ZDF | youtube.com 

Die samtene Revolution. Großdemonstration auf dem Prager Wenzelsplatz 
Ende November 1989. Eine Frau hält einen Telefonhörer in Richtung der 
Kundgebung, damit ihre Verwandten in der Provinz von den Protesten in der 
Hauptstadt erfahren. 
Foto: BStA, Harald Schmitt, Schmitt 04

In Dublin findet eine Sondertagung des Europäischen Rats statt. 
Dabei wird ein gemeinsames Vorgehen im Hinblick auf die deutsche 
Einigung und die Beziehungen der Gemeinschaft zu den Ländern 
Mittel- und Osteuropas vereinbart. 
Abbildung: Europäischer Rat

Die Frage der Bündniszugehörigkeit des ver-
einten Deutschlands wird im ersten Halbjahr 
1990 kontrovers diskutiert. Hier bedarf es 
einer Einigung der vier Hauptsiegermächte des 
Zweiten Weltkriegs. Darauf verweist das Titel-
bild des Nachrichtenmagazins Der Spiegel von 
Mai 1990. 
Abbildung: SPIEGEL 20 / 1990

Linke Grüne, darunter Jutta Ditfurth (5. v. l.), demonstrieren 
am 12. Mai 1990 in Frankfurt am Main gegen die Wiederverei-
nigung. Im Anschluss kommt es zu gewalttätigen Ausschreitun-
gen zwischen Demonstranten und der Polizei. 
Foto: picture alliance / dpa / N. N.

Soldaten und bewaff nete 
Zivilisten kämpfen am 
28. Dezember 1989 in  
den Straßen Bukarests 
gegen Anhänger des  
gestürzten rumänischen 
Diktators  Nicolae 
 Ceauşescu. Er und sei-
ne Frau werden auf der 
Flucht verhaftet, am 
25. Dezember 1989 zum 
Tode verurteilt und er-
schossen. 
Foto: picture alliance /  
dpa / N. N.

Das Euro-Symbol gemäß ISO-Standard. 
Die beiden parallel verlaufenden Linien 
sollen die Stabilität der Währung betonen.
Abbildung: Europäische Kommission

”Alles in Ordnung … Auftrag ausgeführt! – Ich hoffe, das hält!!“ Am 14. Dezember 1989 witzelt der französische 
Karikaturist Tignous (Bernard Verlhac) über die Befürchtungen des französischen Staatspräsidenten François 
Mitterrand, ein wiedervereintes Deutschland könnte sich vom Prozess der europäischen Integration abkehren 
und sich politisch stärker der Sowjetunion und Osteuropa zuwenden. 
Abbildung: Tignous (Bernard Verlhac), L’Événement du jeudi, 14. 12. 1989, S. 38

A m 8. und 9. Dezember 1989 treffen 
in Straßburg Bundeskanzler Kohl 
und Bundesaußenminister Genscher 

mit elf westeuropäischen Staats­ und Regie­
rungschefs zusammen. Eine derart eisige At­
mosphäre habe er bei einem europäischen 
Gipfeltreffen zuvor noch nie erlebt, schreibt 
Alt kanzler Kohl in seinen Erinnerungen. Nur 
Spanien und Irland sind klare Fürsprecher der 
deutschen Einheit. Kohl und Genscher versi­
chern ihren Partnern, ein vereintes Deutschland 
gehe keine Sonderwege und bleibe engagiertes 
Mitglied der Europäischen Gemeinschaft. 

Am Ende des Gipfeltreffens bekräftigen die 
Teilnehmer – wie so oft zuvor – das Recht der 
Deutschen auf Selbstbestimmung. Doch es 
bleiben viele Vorbehalte. Um Deutschland 
noch stärker in Europa einzubinden, forciert 
Frankreichs Präsident François Mitterrand 
nun die laufenden Verhandlungen zu einer eu­
ropäischen Währungsunion. Die Bundesre­
gierung gibt dem Drängen nach: 1990 nimmt 
eine Regierungskonferenz die Beratungen zu 
einem neuen Staatenvertrag auf, und 1993 tritt 
der Vertrag von Maastricht in Kraft. Mit ihm 
wird die Europäische Gemeinschaft zur ”Euro­
päischen Union“. Zugleich sieht der Vertrag die 
Einführung einer gemeinsamen europäischen 
Währung vor.

EINHEIT UND EUROPÄISCHE INTEGRATION
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Sitzung des Zentralen Runden Tischs im Schloss Niederschönhausen 
mit Mitgliedern der Regierung Modrow, Vertretern der Kirchen sowie 

der alten und neuen Parteien und Organisationen. 
Foto: Bundesregierung / Klaus Lehnartz

VIDEO 
Hans-Jürgen Sievers: Moderator am Runden 
Tisch in Leipzig. 
Quelle: Gedächtnis der Nation | youtube.com

SED-Sonderparteitag am 8./9. De - 
zember 1989. Der neugewählte 
Vorsitzende Gregor Gysi gibt 
Interviews. Im Dezember er-
gänzt die Partei ihren Namen 
um die Bezeichnung ”Partei 
des demokratischen Sozialis-
mus“ (PDS), die am 4. Februar 
1990 zum  alleinigen Namen der 
postkommu nistischen Partei 
wird. 
Foto: BArch, Bild 183-1989-1209-006 / ADN 
Zentralbild / Rainer Mittelstädt

Ein besetztes Haus in der Schönhauser Allee in Ost-Berlin, 
aufgenommen im Januar 1990. In den Monaten nach dem 
Mauerfall blühen allerorten Utopien. Neue Lebensentwürfe 
werden erprobt. 
Foto: picture alliance / Zentralbild / Manfred Uhlenhut

Ost-Berliner Bauarbeiter gehen am 11. Januar 1990 auf die Straße, als es 
zu Differenzen zwischen der Regierung Modrow und dem Runden Tisch 
kommt. 
Foto: picture alliance / dpa-Zentralbild / Paul Glaser 

Handwerker demontieren am 23. Janu-
ar 1990 an der SED-Parteizentrale am 
Werderschen Markt in Ost-Berlin (heute 
Sitz des Auswärtigen Amts) das fast fünf 
Meter hohe SED-Parteiemblem. 
Foto: picture alliance / dpa / N. N.

Jens Reich (mit erhobenen Armen) am 28. Januar 1990 in 
der Ost-Berliner Akademie der Künste. Es ist der zweite Tag 
der Gründungskonferenz des Neuen Forums, auf der ein 
erbitterter Streit darüber geführt wird, ob das Forum Bür-
gerbewegung bleiben oder Partei werden soll. 
Foto: picture alliance / akg-images / N. N.

Die Selbstdemokratisierung der DDR erfolgt im Schatten 
einer hochgerüsteten Besatzungsarmee: Soldaten der 
 Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland (GSSD) 
bei der Kampfausbildung in einer Ost-Berliner Kaserne. 
Foto, undatiert, 1990: picture alliance / dpa-Zentralbild / Paul Glaser

Am 5. Februar 1990 treten acht Bürgerrechtler in die  Re - 
gierung Modrow als Minister ohne Geschäftsbereich ein. 
Bis zur Volkskammerwahl sollen sie die Zusammenarbeit 
zwischen Rundem Tisch und Regierung verbessern, v. l.: 
Sebastian Pflugbeil, Neues Forum, Rainer  Eppelmann, 
Demokratischer Aufbruch, Walter  Romberg, SPD,  Tatjana 
Böhm, Unabhängiger Frauenverband, Klaus  Schlüter, 
 Grü ne Liga, Matthias Platzeck, Grüne Partei, Gerd  Poppe, 
Initiative Frieden und Menschenrechte, Wolf gang 
 Ullmann, Demokratie Jetzt. 
Foto: BArch, Bild 183-1990-0205-019 / adn-Zentralbild / Gabriele Senft

Bereits am 4. Dezember 1989 wird in Leipzig die MfS-
Be zirks verwaltung von Bürgerrechtlern besetzt, die 
damit die weitere Vernichtung von Akten verhindern 
wollen. 
Foto: picture alliance / akg-images / Purkiss Archive / N. N.

DIE SELBSTDEMOKRATISIERUNG DER DDR

D ie Maueröffnung beschleunigt den 
Machtzerfall der SED. Von 2,3 Milli­
onen Mitgliedern bleiben zunächst 

285 000. Die bis dahin SED­treuen Block­
parteien, allen voran CDU und LDPD, üben sich 
in Unabhängigkeit. Am 1. Dezember wird der 
SED­Führungsanspruch aus der Verfassung  ge ­ 
strichen. Im selben Monat benennt sich die 
SED in ”Partei des Demokratischen Sozia lis ­ 
mus“ um. Die Wirtschafts­ und Ver sor gungs­ 
 lage spitzt sich zu. Noch stehen 380 000   
so wjetische Soldaten im Land, sitzen SED­  
Mitglieder an den Schaltstellen des Staats­
apparates und der ”bewaffneten Organe“. Seit 
dem 7. Dezember tagen in Ost­Berlin und bald 
in der ganzen DDR ”Runde Tische“, an denen 
die alten und neuen politischen Kräfte ver­
treten sind. Die Opposition versucht von hier 
aus, die Übergangsregierung Hans Modrows 
sowie die Bezirks­ und Stadtregierungen zu 
kontrollieren. Zentrale Anliegen sind freie 
Wah len, eine demokratische Verfassung und 
die Auflösung des Ministeriums für Staats­
sicherheit. Seit dem 4. Dezember besetzen 
Bür gerrechtler Dienststellen des MfS, um die 
Aktenvernichtung zu stoppen. Am 15. Januar 
folgt schließlich die Besetzung des MfS­Haupt­
quartiers in Ost­Berlin, die Macht der Stasi ist 
gebrochen.
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Dresden, Mitte Februar 1990. Erstmals gibt es in der DDR einen 
echten Wahlkampf. Zu diesem Zeitpunkt rechnen die meisten 
 politischen Beobachter mit einem Sieg der Sozialdemokraten. 

Foto: BArch, Bild 183-1990-0214-026 / adn-Zentralbild / Ulrich Häßler

VIDEO 
Die ersten freien Wahlen in der DDR. 

 
Quelle: Gedächtnis der Nation | ZDF | youtube.com

Bundeskanzler Helmut Kohl empfängt am 24. November 1989 
Vertreter der DDR-Oppositionsgruppe Demokratischer Auf-
bruch im Bundeskanzleramt, v. l.: Rainer Eppelmann, Helmut 
Kohl, DA-Vorsitzender Wolfgang Schnur, der im März 1990 als 
Stasi-IM enttarnt werden wird, und Bundeskanzleramtschef 
 Rudolf Seiters. 
Foto: Bundesregierung / Lothar Schack

Volkskammerwahlen am 18. März 1990. Warteschlangen vor 
einem Wahllokal in der Gemeinde Neuhaus, Kreis Gagenow. Die 
Wahlbeteiligung wird DDR-weit bei 93 Prozent liegen. 
Foto: BArch, Bild 183-1990-0318-022 / adn-Zentralbild / Ralf Pätzold

Im Palast der Republik in Ost-Berlin begleiten Journalis-
ten und Demoskopen die Volkskammerwahlen. 
Foto: Bundesregierung / Klaus Lehnartz

Stimmzettel für den Wahlkreis I (Berlin) zur 
DDR-Volkskammerwahl. 
Foto: BArch, Bild 183-1990-0312-021 / adn-Zentralbild / N. N.

Rainer Eppelmann, Markus Meckel, Lothar de Maizière, Hans-Wilhelm 
Ebeling und Rainer Ortleb (v. l. n. r.) unterzeichnen am 12. April 1990 
den Koalitionsvertrag. 
Foto: BArch, Bild 183-1990-0412-019 / adn-Zentralbild / Klaus Oberst

Willy Brandt (2. v. r.) spricht während einer Wahlkundgebung 
der SPD am 3. März 1990 auf dem Domplatz von Erfurt. Rechts 
von ihm der Vorsitzende der Ost-SPD,  Ibrahim Böhme, gegen 
den im März 1990 erste IM-Vorwürfe bekannt werden. 
Foto: BArch, Bild 183-1990-0303-023 / adn-Zentralbild / Heinz Hirndorf Im Haus der Demokratie in der Ost-Berliner 

 Friedrichstraße hat das Bündnis 90, dem das Neue 
Forum, Demokratie Jetzt und die Initiative Frieden 
und Menschenrechte angehören, sein Wahlkampf-
büro eingerichtet. Am Telefon Jens Reich (NF). 
Foto vom 28. Februar 1990: BArch, Bild 183-1990-0228-021 /  
adn-Zentralbild / Thomas Uhlemann

Wahlkundgebung der Allianz für Deutschland am 6. März 1990 
in Magdeburg. 
Foto: Bundesregierung / Klaus Lehnartz

DDR-VOLKSKAMMERWAHLEN:  
PLEBISZIT FÜR DIE EINHEIT

A ls am Sonntag, dem 18. März, die 
Hochrechnungen  eingehen, ist die 
Sensation perfekt: Bei der  einzigen 

 freien Volkskammerwahl in der DDR votie­
ren 48 Pro zent der Wähler für die ”Allianz für 
Deutschland“. Dazu trägt die Ost­CDU rund 
41 Prozent bei, die Deutsche Soziale Union 
(DSU) gut sechs und die Bürgerrechtspartei 
Demokratischer Aufbruch (DA) ein Prozent.   
Die Parteien und Bündnisse der Bürgerbewe­
gung vereinen lediglich rund 27 Prozent der 
Stimmen auf sich. Davon erhält die SPD 22. 
Sie war zuvor als Sieger gehandelt worden. 
Die Liberalen erhalten fünf, die SED­Nach­
folgepartei PDS, die sich gegen die Wieder­
vereinigung ausspricht, 16 Prozent der Stim­
men.

Entscheidend war die Haltung der Parteien 
zur Wiedervereinigung. Zwar hatten sich auch 
die SPD und die Wahlbündnisse der Bür ger­
bewegung dafür ausgesprochen. Doch die ”Al­
li anz für Deutschland“ überzeugte mit ihrem 
Versprechen, dieses Ziel schnell und direkt zu 
erreichen. Zugleich konnte sie auf die Unter­
stützung der Regierung Kohl verweisen, von der 
sich viele Ostdeutsche materielle  Hilfe verspra­
chen. Am 12. April 1990 konstituiert sich unter 
Ministerpräsident Lothar de  Maizière (CDU) 
eine Große Koalition aus Allianz, SPD und Li­
beralen.
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Grafik: atelier hauer + dörfler, Berlin

VIDEO 
Hans-Dietrich Genscher zu den Verhandlungen 
mit den Sowjets 1990.
Quelle: Gedächtnis der Nation | ZDF | youtube.com 

Treffen der 23 NATO- und Warschauer-Pakt-Staaten zur Open-Skies-Konferenz im Februar 1990 in Ottawa 
(Kanada). Die Außenminister der Bundesrepublik, der DDR sowie der vier Siegermächte des Zweiten Welt-
kriegs vereinbaren am Rande der Konferenz gemeinsame Gespräche über die deutsche Einheit. 
Foto: Bundesregierung / Arne Schambeck

Karikatur: Klaus Stuttmann, 1990

Außenminister Genscher (l.) und sein Amtskollege 
 Skubiszewski geben eine kurze Presseerklärung vor der 
 Pariser Residenz des polnischen Botschafters ab.
Foto: Bundesregierung / Engelbert Reineke

An der dritten Runde der Zwei-
plus-Vier-Gespräche am 17. Juli 
1990 in Paris nimmt zeitweilig 
auch der polnische Außenmi-
nister Krzysztof Skubiszewski 
teil. Die Garantie der polnischen 
Grenze zählt zu den zentralen 
Verhandlungsthemen.  
V. l. die Außenminister Genscher, 
Baker, Skubiszewski, Dumas, 
Schewardnadse, Hurd und  
Meckel. 
Foto: Bundesregierung / Engelbert 
 Reineke

Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher (l.) und sein Ost-Berliner 
Amtskollege Markus Meckel während der Zwei-plus-Vier-Gespräche zur deut-
schen Einheit in Ost-Berlin. 
Foto: Bundesregierung / Christian Stutterheim

Auftakt der Zwei-plus-Vier-Gespräche im Weltsaal des 
 Auswärtigen Amts in Bonn, 5. Mai 1990. 
Foto: Bundesregierung / Engelbert Reineke

Zweite Runde der Zwei-plus-Vier-Gespräche am 22. Juni 
1990 im Schloss Niederschönhausen in Ost-Berlin, v. l. n. r.: 
Roland Dumas (Frankreich), Genscher (Bundesrepublik), 
James A. Baker (USA), Meckel (DDR), Eduard Schewardnadse 
(UdSSR) und Douglas Hurd (Großbritannien). 
Foto: Bundesregierung / Christian Stutterheim

A uf internationalem Parkett wird 
 heftig um die Bedingungen für die 
Wiedervereinigung gerungen. Als 

Gorbatschow der Einheit am 10. Februar 1990 
im Grundsatz zustimmt, gelingt drei Tage spä ­ 
ter am Rande einer Außenministerkonferenz  
der NATO­ und Warschauer­Pakt­Staaten in 
Ottawa die Einigung darüber, wer die Ver­
hand lungen in dieser Frage führt: Die zwei 
deutschen Staaten mit den vier Hauptsieger­
mächten des Zweiten Weltkriegs. Forderungen 
anderer Staaten, mit am Verhandlungstisch zu 
sitzen, werden zurückgewiesen. 

Von Mai bis September werden in vier ”Zwei­
plus­Vier­Gesprächen“ das Verfahren und die 
Konsequenzen einer Wiedervereinigung ver­
handelt: Wird sich die NATO­Zugehörigkeit 
der Bundesrepublik auch auf Ostdeutschland 
erstrecken? Wie wäre dies mit der Anwesenheit 
sowjetischer Truppen vereinbar? Unter wel­
chen Bedingungen würden diese abgezogen? 
Für die Westmächte ist der Verbleib Deutsch­
lands in der NATO Bedingung, für Moskau 
deren Osterweiterung bis an die polnische 
Grenze zunächst inakzeptabel. Bundesaußen­
minister Genscher führt die Verhandlungen  
für Bonn. DDR­Außenminister ist der Pastor 
und Bürgerrechtler Markus Meckel, der im 
Herbst 1989 die ostdeutsche Sozialdemokratie 
wiedergegründet hatte. 

DIE STUNDE DER DIPLOMATIE:  
DIE ZWEI-PLUS-VIER-VERHANDLUNGEN
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VIDEO 
Die DM kommt! 

Quelle: Gedächtnis der Nation | ZDF | youtube.com 

Bundeskanzler Kohl (r.) und Ministerpräsident Hans Modrow am 13. Februar 
1990 in Bonn: Man stimme im Ziel der Wiedervereinigung überein und werde eine 
Kommission für eine deutsch-deutsche Wirtschafts- und Währungsunion bilden. 
Differenzen gebe es in der Frage der Bündniszugehörigkeit. Auch lehne Bonn eine 
Soforthilfe für die DDR in Höhe von 15 Milliarden DM ab. 
Foto: Bundesregierung / Engelbert Reineke

In vielen DDR-Kneipen finden in der Nacht zum 1. Juli 1990 Partys statt, bei denen die Gäste ihre letzten 
Ost-Mark verfeiern. Hier der Klub ”Gérard Philipe“ in Ost-Berlin. 
Foto: picture alliance / ZB / Manfred Uhlenhut

Am 6. Juli 1990 bietet ein Händler 
auf dem Ost-Berliner Alexanderplatz 
Ananas an. Der Mangel an Südfrüch-
ten zählte zu den Alltagserfahrungen 
in der DDR. 
Foto: picture alliance / dpa-Zentralbild

Ein fliegender Händler mit westdeut-
scher Wurst, Anfang August 1990 in 
Cottbus. Die Sehnsucht nach West-
waren beschleunigt den Zusammen-
bruch der DDR-Wirtschaft. 
Foto: picture alliance / Zentralbild

Sonntag, 1. Juli 1990: In einer Filiale der Stadtsparkasse Leipzig stapeln sich kurz 
vor Kassenöffnung Millionen DM auf dem Tisch. 
Foto: BArch, Bild 183-1990-0701-009 / adn-Zentralbild / Waltraud Grubitzsch

Titelbild des Nachrichtenmagazins 
Der Spiegel vom 22. Januar 1990. 
Abbildung: SPIEGEL 4 / 1990

Abbildung: picture alliance / dpa-infografik 

Finanzminister Theo Waigel (rechts) und sein DDR-Kollege Walter Romberg un-
terzeichnen am 18. Mai 1990 im Palais Schaumburg in Bonn den Vertrag über die 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion. 
Foto: Bundesregierung / Arne Schambeck

Sonntag, 1. Juli 1990. Der Tag der Währungsunion. Die DDR-Mark ist seit 
0:00 Uhr kein Zahlungsmittel mehr. In der ganzen DDR haben – wie hier in 

Gera – die Banken und Sparkassen geöffnet. 
Foto: BArch, Bild 183-1990-0706-400 / adn-Zentralbild / Jan Peter Kasper 

WÄHRUNGS-, WIRTSCHAFTS-  
UND SOZIALUNION

D ie Regierung de Maizière steht vor 
 riesigen Herausforderungen. Ihr Wäh  ­ 
ler auftrag: die Wiederver einigung 

schnell, aber verantwortungsvoll zu  vollziehen. 
Zugleich müssen politische Reformen im Land 
voran gebracht und die Versorgungs lage stabi­
lisiert werden. Der Zusammen schluss zweier 
Staaten mit so unterschiedlicher Verfassung 
bedarf aufwendiger Vorbereitung. Doch für 
Ost­Berlin und Bonn wird die Zeit knapp: 
Jeden Tag packen zweitausend Ostdeutsche 
die Koffer und ziehen in den Westen. Dort sind 
die Aufnahmekapazitäten erschöpft. Dem­
gegenüber sind die Lücken in der DDR kaum 
mehr zu schließen, die 550 000 Übersiedler 
seit Sommer 1989 gerissen haben. Die Ost­
deutschen werden immer ungeduldiger. Bei 
Demonstrationen ist der Ruf zu hören: ”Kommt 
die D­Mark, bleiben wir, kommt sie nicht, geh'n 
wir zu ihr!“

Am 1. Juli tritt die Währungs­, Wirtschafts­ 
und Sozialunion in Kraft, die im Grundsatz be­
reits am 18. Mai beschlossen worden war. Über 
Nacht hält mit der D­Mark auch die Marktwirt­
schaft zwischen Elbe und Oder offiziell Einzug. 
Der DDR­Staatsbesitz soll von der Treuhand­
anstalt privatisiert werden, deren Errichtung 
auf einen Beschluss der Regierung Modrow 
zurückgeht.
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Der Grenzübergang Helmstedt / Marienborn in den Tagen nach dem Mauerfall im November 1989. 
Foto: Bundesregierung / Heiko Specht

VIDEO 
Herbert Schmalstieg: Städtepartnerschaft  
Hannover-Leipzig. 

In einer kleinen Gemeinde in Mecklenburg-Vorpommern bietet Josef P. Anfang 1990 
durchreisenden Bundes bürgern eine kostenfreie Übernachtung an. Als Gegenleistung 
wünscht sich der Rentner eine Unterhaltung am Abend. 
Foto: picture alliance / Georg Spring

Der Trabi hat ausgedient. Vor dem Mauerfall betrug die Wartezeit bis 
zur Auslieferung eines neuen Pkw der Marke Trabant bis zu 17 Jahre. 
Ost-Berlin, am 11. Juli 1990.
Foto: picture alliance / dpa / Peter Kneffel

Deutschland ist Fußballweltmeister. Jürgen Kohler und Guido Buch-
wald feiern am 8. Juli 1990 im Stadio Olimpico in Rom den Pokalsieg. 
Auf dem Rasen hatte eine rein westdeutsche Mannschaft gewonnen. 
Zuhause feiert ganz Deutschland den Titelgewinn. 
Foto: picture-alliance / Lacy Perenyi

Abbildung: infratest Abbildung: infratest

Der Ärzteverband Hartmannbund bringt im Januar 1990 dringend benötigte medizinische 
Hilfsgüter in das Krankenhaus Dresden-Friedrichstadt. 
Foto: picture alliance / dpa-Zentralbild / Ulrich Haessler

Im Februar 1990 parkt eine lange  
Schlange von Autobussen an der Semper-

oper in Dresden. Immer mehr westdeut-
sche Touristen besuchen die Stadt. 

Foto: picture alliance / dpa- 
Zentralbild / Ulrich Hässler

Frühjahr 1990 am Brocken, dem höchsten Berg des 
Mittelgebirges Harz: Zwei Wanderer laufen längs des 
einstigen Todes streifens an der innerdeutschen Grenze. 
Der Berg war von 1961 bis 1989 Sperrgebiet. 
Foto: picture alliance / dpa-Zentralbild / Thomas Uhlemann

Quelle: Gedächtnis der Nation | youtube.com

GESAMTDEUTSCHE SOLIDARITÄT

I m Januar 1990 sprechen sich in Mei nungs­
umfragen 70 Prozent der Westdeut schen 
für die Wiedervereinigung aus, im Osten 

Deutschlands sind es im Frühjahr 85 Pro zent. 
Aus Ost wie West machen sich die Menschen 
auf, den anderen Teil Deutschlands zu erkun­
den. Neugier und Freude über das Wiedersehen 
sind groß. Die Solidarität beschränkt sich nicht 
auf das Begrüßungsgeld von 100 DM, das den 
Ostdeutschen nach dem Mauerfall die Entde­
ck ung des Westens erleichtert. Bundesländer 
und Kommunen, Parteien, Verbände und Ver­
eine, viele Privatpersonen vereinbaren Part­
nerschaften. Die Kirchen üben gesamtdeutsche 
Solidarität. Sie alle unterstützen die demokra­
tische Umgestaltung und den wirtschaftlichen 
Neuanfang mit Geld, Personal und Sachkunde. 
Bisher gibt es weder den Begriff des ”Besser­
Wessis“ noch den des ”Jammer­Ossis“. Trotz 
mancher Warnung und Skepsis erwarten 
 viele alsbald die von Bundeskanzler Kohl ver­
sprochenen ”blühenden Landschaften“. Viele 
Ostdeutsche erfüllen sich lang gehegte Träu me: 
Der Gebrauchtwagenmarkt in West deutsch­
land ist leer gefegt. Selbst Gurken, Senf, Milch 
oder Mehl aus Westdeutschland scheinen zu­
nächst besser zu schmecken als einheimische 
Produkte, die zu Ladenhütern werden.
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Samstagnachmittag, 11. November 1989. Tag zwei nach der Grenzöffnung. 
Rückreiseverkehr in die DDR am Grenzübergang Wartha/Herleshausen. 

Foto: picture alliance / Zentralbild / Erich Mehrl

Am 15. November tritt die Fußballnationalmann-
schaft der DDR in Wien zum WM-Qualifikations-
spiel gegen die österreichische Auswahl an. Ostdeut-
sche Fans feiern sowohl ihr Team als auch die neu 
gewonnene Reisefreiheit.
Foto: picture alliance / epa

Blick über den leeren Strand des Ostseebades Heiligendamm, 
aufgenommen im September 1990. 
Foto: picture alliance / dpa-Zentralbild / Erich Mehrl

Das Prestigehotel ”Neptun“ in Rostock-Warnemünde. Nur 
 wenige DDR-Bürger können sich bis 1989 glücklich schätzen, 
hier ein Zimmer zu erhalten. 
Foto vom 1. September 1987: BArch, Bild 183-1987-0901-009 / adn-Zentral - 
bild / Jürgen Sindermann

Unmittelbar nach dem Mauerfall lädt die britische Rundfunk-
anstalt BBC zwei ostdeutsche Frauen nach London ein.  
Zum Programm gehört auch der Besuch eines Nobelkaufhau-
ses. Dessen Portier untergehakt, präsentieren sich die jungen 
 Damen mit großen Einkaufstüten. 
Foto vom 14. November 1989: picture alliance / London Express

Am 3. April 1990 startet in 
 Berlin-Schönefeld die erste 
Chartermaschine mit DDR- 
Touristen via Dresden nach 
Mallorca. 
Foto: picture alliance / dpa-Zentral-
bild / Matthias Hiek

Zwei ”Welten“ in einem Haus. Während die einen 
einziehen wollen und die heruntergekommenen 
Wohnungen in der Brunnen straße 182 sanieren, 
wollen die anderen in entfernte Länder reisen.  
Aufnahme vom 6. April 1990. 
Foto: BArch, Bild 183-1990-0406-313 / adn-Zentralbild / Andreas 
Altwein

Ein DDR-Pkw Trabant fährt im März 1990 von Lobenstein in 
Richtung Bayern. Ein handgemaltes Schild am Straßenrand zeigt 
an, dass es bis dort noch sechs Kilometer sind. Ein anderes Schild 
verkündet: ”Grüß Gott, Hof, wir kommen“. 
Foto: picture alliance / dpa-Zentralbild / Werner Schulze

VIDEO 
Rainer Ulbricht: Reisen nach dem Mauerfall.  

Quelle: Gedächtnis der Nation | youtube.com

V isafrei bis Hawaii“ ist im Herbst 1989 
auf Transparenten zu lesen. Spätes­
tens im Sommer 1990 steht für vie­

le DDR­Bürger der erste West­Urlaub an. Nur 
wenige schaffen es dabei bis Hawaii, vielmehr 
stehen die Lüneburger Heide oder die bayeri ­
schen Alpen auf dem Programm. Andere nut ­ 
zen die D­Mark, um mit dem Reisebus nach 
Paris, London oder Rom zu fahren. Nicht 
mehr die Obrigkeit, sondern die eigene Unter­
nehmungslust sowie das Bankkonto entschei­
den nun, wie weit die Welt offensteht. Eine 
zehntägige Bustour an die spanische Son nen­
küste ist für 400 DM zu haben. Am 3. April 
landet der erste Interflug­Ferienflieger auf 
Mallorca. An Bord sind 90 DDR­Bürger, die 
vom Tourismusminister der Balearen emp­
fangen werden. ”Reisefreiheit“ wird von der 
Gesellschaft für deutsche Sprache zum ”Wort 
des Jahres“ 1989 gewählt. Während im Som ­ 
mer die Feriendomizile an der DDR­Ostsee­
küste leer stehen, buhlen mehr als 1000 bis da­
hin neu gegründete Reisebüros um Kunden. 
Mit dem Feriendienst der DDR­Gewerkschaft 
wollen die Ostdeutschen nichts mehr zu tun 
haben. Dieser war bis zum Mauerfall fast allei­
niger Tourismusanbieter in der DDR. Sein 
Versuch, sich in die Marktwirtschaft zu retten, 
endet rasch im Konkurs.

DIE NEUE FREIHEIT:  
VISAFREI BIS HAWAII
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Bereits 1990 kommt es am Schillergymnasium Münster auf Initiative von Manfred Sellmayer zur ersten Begegnung mit 
dem IV. Liceum im polnischen Katowice. Daraus entwickelt sich eine deutsch-polnische Schulpartnerschaft, die seit 

2010 mit dem I. Liceum in Lublin fortgesetzt wird. Bei zwei Begegnungen pro Jahr sammeln die Teilnehmer des Aus-
tauschs vielfältige Erfahrungen, die das Bild des Nachbarlands erweitern und persönliche Beziehungen ermöglichen. 

Foto, 2006: Manfred Sellmayer / Schillergymnasium Münster 

Das von der NS-Propaganda nachgestellte Bild steht 
für den deutschen Einmarsch in Polen am 1. Septem-
ber 1939, mit dem der Zweite Weltkrieg beginnt. 
Schon der Polenfeldzug hat Züge eines rassenideolo-
gischen Vernichtungskriegs. Fast sechs Millionen 
Polen verlieren während der deutschen Besatzung ihr 
Leben. Die Hälfte sind Juden, die im Holocaust er-
mordet werden. 
Foto: BArch, Bild 183-51909-0003 / Hans Sönnke

Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher (l.) und sein 
polnischer Amtskollege Krzysztof Skubiszewski unterzeichnen 
am 14. November 1990 in Warschau im Beisein des polnischen 
Ministerpräsidenten Tadeusz Mazowiecki (stehend rechts 
neben Genscher) den ”Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Volksrepublik Polen über die Bestätigung 
der zwischen ihnen bestehenden Grenze“. 
Foto: Bundesregierung / Engelbert Reineke 

Grenzpfeiler an der deutsch-polnischen EU-Binnengrenze auf 
der Insel Usedom, aufgenommen am 4. Juni 2014 in Ahlbeck 
(Mecklenburg-Vorpommern). Mit dem Schengener Abkommen 
sind Grenzkontrollen zwischen 26 Staaten in Europa Vergan-
genheit. 
Foto: picture alliance / dpa / Stefan Sauer

Berlin im Sommer 2009, zwanzig Jahre nach den 
 friedlichen Revolutionen: Mit einem 66 Meter langen 
und 18 Meter hohen Banner erinnert Polen an seine 
Vor reiterrolle im Kampf gegen die kommunistischen 
Diktaturen.
Foto: picture alliance / N. N.

Die Ministerpräsidenten der DDR und Polens, Otto Grotewohl und 
Józef Cyrankiewicz, unterzeichnen am 6. Juli 1950 das Görlitzer Ab-
kommen. Es erklärt die ”Friedensgrenze“ zwischen beiden Staaten für 
endgültig. Für die Bundesrepublik, die die DDR nicht anerkennt, hat 
der Vertrag keine juristische Bedeutung. 
Foto: picture-alliance / akg-images

Das Flugblatt wird im Oktober 1989 
in Krakau gedruckt und verteilt. Es 
bezieht sich auf den 40. Jahrestag der 
SED-Diktatur, die als großes Kon-
zentrationslager dargestellt wird. 
Urheber ist der Drucker Mieczysław 
Pyzio (Pseudonym Miencio), der 
Mitglied der oppositionellen Orga-
nisation ”Wolność i Pokój“ (Freiheit 
und Frieden) ist. 
Flugblatt: Privatarchiv Wojciech Pięciak

Polen, 1981. Die kommunistische Regierung bekämpft die Opposition mit dem Kriegsrecht. Als sich die 
Versorgungslage dramatisch verschlechtert, sind viele Westdeutsche solidarisch und senden Millionen Hilfs-
pakete: Das DRK Baden-Württemberg bei der Verteilung am 17. Dezember 1981 in Leszno. 
Foto: picture alliance / dpa

1984 trifft sich der Schlesierverband in Essen. Zu den 
prominenten Rednern zählt der Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen Heinrich Windelen. ”Mein 
Herz für Oberschlesien“ und ”Unsere Heimat heute und 
morgen“ steht auf dem Banner über der Bühne zu lesen. 
Die Vertriebenenverbände sind in den 1980er-Jahren 
eine einflussreiche Lobbygruppe, deren Politik in Polen 
regelmäßig Ängste hervorruft. 
Foto: picture alliance / Klaus Rose 

VIDEO 
Markus Meckel: Anerkennung  
Oder-Neiße-Grenze.  
Quelle: Gedächtnis der Nation | youtube.com

NEUANFANG:  
DEUTSCHLAND UND POLEN

P olen war das erste Opfer des von 
Deutsch land entfesselten Zweiten Welt­
kriegs. 1945 zählte das Land  5,65 Mil li­

onen Tote bei knapp 35 Millionen Einwohnern 
im Jahr 1938. Auf Geheiß Stalins wurden sei­
ne Grenzen nach Westen verschoben, rund 
1,5 Millionen Polen umgesiedelt und die deut­
sche Bevölkerung vertrieben. Für die Menschen 
in Polen wurde die neue Grenze längs von Oder 
und Neiße zur Existenzfrage. 

1989 fürchten deshalb viele von ihnen, 
Deutsch land könne diese Grenze infrage stel­
len. Über Jahrzehnte hatten westdeutsche Ver­
triebenenverbände diese Furcht genährt. Den­
noch sprechen sich die Polen 1989 / 90 für das 
Selbstbestimmungsrecht der Deutschen aus, 
auch wenn Bundeskanzler Kohl formaljuris­
tisch darauf beharrt, dass erst ein gesamtdeut­
sches Parlament die Unantastbarkeit der Gren­
ze völkerrechtlich anerkennen könne. Am 
21. Juni 1990 verkünden der Deutsche Bundes­
tag und die Volkskammer: ”Die Grenze  Polens 
zu Deutschland, so wie sie heute verläuft, ist 
endgültig.“ Auch die Zwei­plus­Vier­Verhand­
lungen schreiben die deutsche Grenze als 
endgültig fest. Im November 1990 regeln das 
vereinte Deutschland und Polen die Unantast­
barkeit ihrer Grenze auch völkerrechtlich.
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VIDEO 
Markus Meckel über die 
Zwei-plus-Vier-Verhandlungen

Noch vor Abschluss der Zwei-plus-Vier-Ge-
spräche erfolgt am 22. Juni 1990 der Abbau des 

Kon trollgebäudes am ehemaligen Alliierten- 
und Diplomaten-Grenzübergang Checkpoint 

Charlie. An der Zeremonie nehmen die Außen-
minister sowie Stadtkommandanten der vier 

Siegermächte, die beiden deutschen Außenmi-
nister und die Bürgermeister Berlins teil. 

Foto: Bundesregierung / Klaus Lehnartz

Montag, 14. Mai 1990. Bei einer Festveranstaltung zum 
35. Jahrestag des Warschauer Vertrags begegnen sich zwei 
Welten (v. l. n. r.): Der DDR-Bürgerrechtler und vorma - 
lige Pfarrer Rainer Eppelmann, seit April DDR-Abrüstungs-
minister, und die sowjetischen Generale Wladimir 
 Schuraljow und Boris Snetkow. 
Foto: picture alliance / akg-images / Peer Grimm

Bundeskanzler Kohl (r.), Staats- und Parteichef Gorbatschow 
(m.) und Außenminister Genscher rasten während eines 
Spaziergangs in der Nähe von Gorbatschows Sommer haus 
bei Archys im Kaukasus, 16. Juli 1990. In der freundschaft-
lichen Atmosphäre billigt Gorbatschow dem vereinten 
Deutschland die volle Souveränität und Bündniszugehörig-
keit zur NATO zu. 
Foto: Bundesregierung / Roberto Pfeil

Mittwoch, 12. September 1990, Hotel ”Oktober“ in  Moskau: 
Mit der Unterzeichnung des Zwei-plus-Vier-Vertrags durch 
die Außenminister erhält Deutschland seine volle Souverä-
nität zurück. Für die DDR unterschreibt Ministerpräsident 
Lothar de Maizière, der nach dem Austritt der SPD aus der 
Großen Koalition am 20. August auch die Zuständigkeit für 
die Außenpolitik übernommen hatte. 
Foto: picture alliance / dpa / Roland Holsch

1994 ziehen die letzten russischen Truppen ver-
einbarungsgemäß aus Ostdeutschland ab. 
Foto: Bundesregierung / Arne Schambeck

1990 zeichnet sich der Zerfall der Sowjetunion ab. Die baltischen 
Staaten streben nach Unabhängigkeit. Immer wieder kommt es zu 
Massenprotesten (Bild 1: Tallinn, Estland, am 24. Februar 1990; 
Bild 3: Riga, Lettland, am 4. Mai 1990). Am 27. März 1990 lan-
den sowjetische Fallschirmjäger in Vilnius, Litauen, vorgeblich zu 
einem Manöver (Bild 2). Litauen hatte am 11. März 1990 als erste 
sowjetische Unionsrepublik ihre Unabhängigkeit erklärt. Für die 
sowjetischen Hardliner sind der Zerfall der Sowjetunion und die 
Preisgabe ihrer Satellitenstaaten nicht hinnehmbar. Gorbatschow 
gerät unter Druck und reagiert im Baltikum zunächst mit harter 
Hand. Der Westen fürchtet, in Moskau könnten die Hardliner das 
Ruder übernehmen. 
Alle Fotos: picture alliance / dpa

Sonntag, 3. Juni 1990. In Washington endet ein vier-
tägiges Gipfeltreffen der beiden Supermächte. Wäh-
rend der Abschlusspressekonferenz erklärt George 
Bush, Deutschland dürfe gemäß der KSZE-Schluss akte 
frei über seine Bündniszugehörigkeit entscheiden. Als 
Michail Gorbatschow daraufhin zustimmend mit dem 
Kopf nickt, wird dies von politischen Beobachtern als 
Kursänderung Moskaus gedeutet. 
Foto: picture alliance / dpa

Quelle: Gedächtnis der Nation | ZDF  | youtube.com
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ZWEI-PLUS-VIER-VERTRAG

D ie Bündniszugehörigkeit Deutsch­
lands ist die zentrale Streitfrage. Seit 
Juni zeichnet sich hier ein Einlenken  

der UdSSR ab. Am 14. Juli fliegt Kohl nach 
Moskau und von dort gemeinsam mit Gor­
batschow in dessen Heimat, den Kaukasus. 
Bereits vor dem Weiterflug signalisiert der Ge­
ne  ralsekretär seine Zustimmung zur gesamt­
deutschen NATO­Mitgliedschaft. Öffentlich 
wird dies am 16. Juli auf einer gemeinsamen 
Pressekonferenz in Schelesnowodsk. Gorbat­
schow sichert dort auch den Abzug der sow­
jetischen Truppen bis 1994 zu. Deutschland 
verspricht die Unverletzlichkeit der bestehen­
den Grenzen, Truppenreduzierung, dauerhaf­
ten ABC­Waffen­Verzicht sowie umfassende 
finanzielle Hilfen. 

Mit der Unterzeichnung des ”Vertrags über 
die abschließende Regelung in Bezug auf 
Deutschland“ (Zwei­plus­Vier­Vertrag) durch 
die sechs Außenminister am 12. September 
1990 in Moskau endet für Deutschland die 
Nachkriegszeit. Mit ihm beenden die Sieger­
mächte ”ihre Rechte und Verantwortlichkeiten 
in Bezug auf Berlin und Deutschland als Gan­
zes. Als Ergebnis werden die entsprechenden, 
damit zusammenhängenden vierseitigen Ver­
einbarungen, Beschlüsse und Praktiken been­
det und alle entsprechenden Einrichtungen der 
Vier Mächte aufgelöst.“
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Am 23. August 1990 stimmen 294 Volkskammerabgeordnete für den Beitritt der DDR zur Bundes- 
republik Deutschland mit Wirksamkeit am 3. Oktober 1990. 62 Volksvertreter sprechen sich dagegen aus.

Foto: picture alliance / Michael Jung 

VIDEO 
Interview mit Wolfgang Schäuble zum  
Einigungsprozess.
Quelle: Gedächtnis der Nation | ZDF | youtube.com 

Karikatur: Klaus Stuttmann, 1990

Am 4. September 1990 besetzen 30 Bürgerrechtler das Stasi-Archiv in der 
Ost-Berliner Normannenstraße. Sie fordern, dass die Akten auch nach 
der Wiedervereinigung zugänglich bleiben. Die Regierungen in Bonn 
und Ost-Berlin hatten diesbezüglich ganz andere Pläne. Die Besetzung 
dauert bis Monatsende und spitzt sich mit einem Hungerstreik zu. Dann 
ist das Ziel erreicht: Ein Anhang zum Einigungsvertrag fordert den ge-
samtdeutschen Gesetzgeber auf, die Akten offen zu halten. 
Foto: BArch, Bild 183-1990-0904-020 / Hans-Peter Lochmann

Der Einigungsvertrag mit allen Anlagen. 
Foto: Bundesregierung / Engelbert Reineke

”
Art. 23 Kein Anschluß unter dieser Nummer!“ Plakat von Bündnis 90 

zu den Volkskammerwahlen am 18. März 1990. 
Abbildung: BStA, Bibliothek, Plakate, Nr. 209

Am 29. September 1990 führt ein Protestzug vom West-Berliner Mehringplatz zum Lustgarten in Ost-Berlin. Die 
 Demonstranten fürchten, dass sich die Rechte der ostdeutschen Frauen mit der Wiedervereinigung verschlechtern 
werden.
Foto: BArch, Bild 183-1990-0929-006 / Peer Grimm

Sonntag, 17. Juni 1990. Sondersitzung der DDR-Volkskammer. Vor  
Eintritt in die Tagesordnung beantragt Jürgen Schwarz für die DSU- 
Fraktion den sofortigen Beitritt der DDR zur Bundesrepublik. Zu 
diesem Zeitpunkt sind weder die nationalen noch internationalen 
Verhandlungen zu dieser Frage abgeschlossen. Nach heftiger Debatte 
wird der Antrag in einen Ausschuss verwiesen. 
Foto: BArch, Bild 183-1990-0617-017 / Klaus Franke

Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble und DDR-Staatssekretär 
Günther Krause (r.) unterzeichnen im Berliner Kronprinzenpalais 
den 

”
Vertrag zur Herstellung der Einheit Deutschlands“ (Einigungs-

vertrag). In der Bildmitte: Lothar de Maizière. 
Foto: Bundesregierung / Klaus Lehnartz

Ü ber den Weg zur deutschen Einheit 
wird seit Frühjahr 1990 heftig gestrit­
ten. Eine Minderheit nimmt die Mü t­

ter und Väter des Grundgesetzes beim Wort, die 
im Artikel 146 vorsahen, dass das Grundgesetz 

”seine Gültigkeit an dem Tage [verliert], an dem 
eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deut­
schen Volke in freier Entscheidung beschlos­
sen worden ist“. Am 23. August stimmt die 
Volkskammer mit überwältigender Mehrheit 
für den Beitritt der DDR zur Bundesrepublik am 
3. Oktober 1990 nach Grundgesetzartikel 23. 
Es ist die Entscheidung für eine Verfassung, 
die sich in vier Jahrzehnten bewährt hat und 
die die Westdeutschen nicht zur Disposition 
stellen. Am 31. August folgt der in nur acht 
Wochen ausgehandelte Einigungsvertrag. Er 
regelt Änderungen im Grundgesetz, Fragen 
der Rechtsangleichung und der öffentlichen 
Verwaltung in Ostdeutschland, Fragen der 
Finanzen sowie der Bereiche Arbeit, Soziales, 
Frauen und Kultur. Strittige Punkte, wie die 
Festlegung der künftigen Bundeshauptstadt, 
werden vertagt oder in Zusatzprotokollen ge ­ 
regelt; darunter auch der Zugang zu den 
Stasi­Unterlagen, den die Volkskammer sowie 
DDR­ Bürgerrechtler durch Hungerstreik im 
September noch erstreiten.

EIN STAAT BESIEGELT SEIN ENDE
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”Fest der Einheit“ in der Nacht vom 2. zum 3. Oktober 1990 vor dem Berliner Reichstag. 
Foto: picture alliance / akg-images / Pansegrau 

3. Oktober 1990, 0:00 Uhr: Zur  Na tio­ 
 nalhymne wird über dem Berliner 
Reichstag die Fahne des vereinigten 

Deutschlands gehisst. Mehr als eine Million 
Menschen feiern gemeinsam die deutsche Ein­
heit, die mit einem riesigen Feuer werk begrüßt 
wird.

Doch auf die Euphorie folgt Ernüchterung. 
Trotz westdeutschem Sozialsystem, ”Aufbau 
Ost“ und alljährlicher Milliardenhilfe setzt sich 
der seit 1989 beschleunigte Niedergang der 
ostdeutschen Wirtschaft fort. Massenarbeits­
losigkeit und soziale Verunsicherung prägen 
die 1990er­Jahre in den neuen Bundesländern.

Vor noch größeren Herausforderungen ste­
hen die Ostmitteleuropäer. Ihr Neuanfang er­
folgt aus eigener Kraft. Sie eint das Ziel, der 
NATO und der Europäischen Union beizutre­
ten, um die wiedererlangte Souveränität zu si­
chern. Die damit verbundenen Beitrittskrite­
rien werden zum Reformmotor. In Warschau, 
Breslau, Prag, Budapest und andernorts weicht 
das graue Einerlei des Staatssozialismus bald 
dem pulsierenden Flair von Städten im Auf­
bruch, in denen vor allem junge Leute die neu­
en Freiheiten genießen.

Währenddessen tobt nach dem Zerfall Jugo­
slawiens auf dem Balkan von 1991 bis 1995 ein 
blutiger Bürgerkrieg, dem Europa zunächst we­
nig entgegensetzt.

In der Nacht zum 27. August 1992 schirmt die Polizei das inzwi-
schen geräumte und teilweise abgebrannte Asylbewerberheim in 
Rostock-Lichtenhagen ab. Seit Tagen randalieren dort unter dem 
Beifall der Anwohner bis zu 1200 meist jugendliche rechtsradikale 
Gewalttäter. Hoyerswerda, Rostock, Mölln, Solingen – Anfang der 
1990er-Jahre kam es in Ost- und Westdeutschland zu brutalen aus-
länderfeindlichen Übergriffen. 
Foto: picture alliance / dpa-Zentralbild / Jens Kalaene

Junge Tschechen feiern am 
30. April 2004 in der Prager 
Innenstadt die bevorstehende 
EU-Erweiterung. Ab 1. Mai 
umfasst die Staatenunion 25 
Mitglieder. Auf einen Schlag 
kommen 74 Millionen Men-
schen in zehn Staaten Mittel-  
und Osteuropas hinzu. 
Foto: picture alliance / dpa / CTK

Im April 2009 werden Kroatien und Albanien in die NATO aufgenommen. Aufnah-
me aus Albaniens Hauptstadt Tirana. 
Foto: picture-alliance/ dpa / epa / Amando Babani

Zwischen 2003 und 2011 verzeichnet Polen Wachstumsraten von bis zu sieben Prozent. Dieser Boom 
spiegelt sich in der Warschauer Skyline wider. Rechts im Bild der im stalinistischen Zuckerbäckerstil ge-
baute Kulturpalast – ein in Polen lange verhasstes 

”
Geschenk“ der Sowjetunion aus den 1950er-Jahren. 

Foto: picture alliance / Bildagentur-o

Anfang März 1992 erklärt die Republik Bosnien und Herzegowina die Unabhän-
gigkeit von Jugoslawien. Im April beginnen serbische Militärverbände mit der Bela-
gerung Sarajevos. Das Foto vom 6. April 1992 zeigt einen Soldaten, der das Feuer 
erwidert, während Passanten in Sarajevo in Deckung gehen. Es ist der Beginn des 
Bosnienkriegs, der erst 1995 mit dem Abkommen von Dayton endet. 
Foto: picture alliance / afp

Das Arbeitsamt in Gera 1996. Zwei Jahre später ist die 
Arbeitslosenquote in Ostdeutschland auf rund 18 Pro-
zent gestiegen. 
Foto: picture alliance / adn-Zentralbild / Jan-Peter Kasper

März 1997, frustrierte Werftarbeiter in Danzig. Die früh - 
ere Leninwerft, die Keimzelle der unabhängigen  G  e werk- 
schaft Solidarność, steht vor dem  Bankrott. Die ostmittel-
europäischen Transformations staaten sind in den1990er- 
Jahren mit Massenarbeits losigkeit konfrontiert. 
Foto: picture-alliance / dpa

VIDEO 
Ost-West-Unterschiede. Erinnerungen  
von Lothar Totz. 
Quelle: Gedächtnis der Nation | youtube.com

GEMEINSAME HERAUSFORDERUNGEN
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Die europäische und die deutsche Flagge vor dem Reichstag, dem Sitz des Deutschen Bundestages. 
Foto: picture alliance / blickwinkel/M

Die Staaten mit dem EURO als gemeinsame Währung, Stand 2014. 
Abbildung: picture alliance / dpa-infografik

Europa schottet sich ab. Der Grenzzaun  
zwischen Griechenland und EU-Beitrittskandidat 
Türkei, Aufnahme von Dezember 2012. 
Foto: picture alliance / dpa / ANA-MPA 

Im Sommer 2014 eskalieren die Konflikte in Nahost 
zu einem grenzüberschreitenden Bürgerkrieg, als 

islamistische Milizen große Gebiete des Irak und Syri-
ens mit unglaublicher Brutalität unter ihre Kontrolle 
bringen. Zehntausende Christen und Jesiden finden 

in der Autonomen Region Kurdistan im Irak Zuflucht. 
Am 16. August 2014 besucht Bundesaußenminister 

Frank-Walter Steinmeier ein Hilfsprojekt in Erbil. 
Foto: Thomas Imo/photothek.net

Studierende demonstrieren Ende 
Oktober 2012 in Rom gegen die 
europäische Finanzpolitik, die für 
viele Bürger mit Einschnitten ein-
hergeht. 
Foto: picture alliance / Oliver Blum

Die Auslandseinsätze der Bundes-
wehr bleiben umstritten. 2014 
spricht sich bei Umfragen mehr 
als die Hälfte der Deutschen gegen 
deren Ausweitung aus. 
Foto vom Ostermarsch in München, 2007: 
picture alliance / Süddeutsche Zeitung /   
Robert Haas

Zum 1. Januar 2015 wird die NATO-Mission ISAF in Afghanistan beendet. Seit dem Jahres-
wechsel 2001/2002 waren dort über 134 000 (Stand September 2014) Bundeswehrangehörige 
im Einsatz, die bis Anfang 2014 55 Tote beklagen mussten. Aufnahme von Oktober 2012 in 
Baghlan, Nordafghanistan. 
Foto: picture alliance / JOKER / Timo Vogt

Die Wahlplakate von SPD und CDU zur Europawahl 2014 sind Ausdruck des europapoli-
tischen Konsenses in der deutschen Politik. Populisten und Nationalisten vereinen bei den 
Wahlen nur wenige Stimmen. 
Foto: picture alliance / Frank May

VIDEO 
2006 – Weltmeister der Herzen

Quelle: Gedächtnis der Nation | ZDF | youtube.com

DEUTSCHLAND IN EUROPA

S eit 2004 sind zehn ostmitteleuropäische 
Staaten der EU beigetreten. Die fried­
lichen Revolutionen des Jahres 1989 

waren damit nicht nur Voraussetzung für die 
deutsche Einheit, sondern auch für die weitere 
europäische Integration. Diese wird mit dem 
Wegfall der Passkontrollen und der Einführung 
des Euro in den meisten EU­Staaten für jeder­
mann erlebbar. 

Europa und die transatlantische Partner­
schaft bleiben die Fundamente deutscher Au­
ßenpolitik. Längst sind die Sorgen verstummt, 
das vereinte Deutschland könne sich von der 
EU abwenden. Im Gegenteil: Das Land ist nicht 
nur Motor der EU­Erweiterung und Vertie­
fung, es stellt sich auch den gestiegenen Erwar­
tungen, international mehr Verantwortung zu 
übernehmen. Sei es ökonomisch, etwa in Zeiten 
der Schuldenkrise, in der Deutschland sich in 
europäischer Solidarität übt. Oder militärisch: 
1999 beteiligt sich die Bundeswehr erstmals an 
einem Kampfeinsatz, als die NATO im Kosovo 
interveniert, um eine humanitäre Katastrophe 
zu verhindern. Weitere Einsätze, u. a. in Afgha­
nistan, folgen – nicht ohne heftige innenpoliti­
sche Debatten. Der Anspruch, gleicher maßen 
eine werte­ und eine interessengebundene Au­
ßenpolitik zu betreiben, bleibt eine Herausfor­
derung. 
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Auf dem Gelände des ehemaligen Palastes der Republik in Berlin steht am 4. Dezember 2008 an einer  
Mauer der Rathausbrücke in Großbuchstaben geschrieben ”Die DDR hat's nie gegeben“, im Hin- 

tergrund der Berliner Dom. Das Bild des Fotografen Arno Burgi wird ”dpa-Bild des Jahres“ 2009. 
Foto: picture alliance / dpa / Arno Burgi

VIDEO 
Einheitsmelodie, 2008.  
Regie: Neele Leana Vollmar, im Auftrag der Senats-
kanzlei der Freien und Hansestadt Hamburg.
Quelle: youtube.com 

Was viele Westdeutsche nicht wissen (wollen): Seit 1991 
entrichten auch die ostdeutschen Steuerzahler einen Soli-
daritätszuschlag von 5,5 Prozent (bis 1997: 7,5) auf ihr 
Einkommen. 
Abbildung: picture alliance / dieKLEINERT.de / Schwarwel

Dreimal ”Deutsche Vereinigung“ in einer Karikatur von Klaus Stuttmann aus dem Jahr 2006. Nach der Leidenschaft der 
 An fangs  jahre habe sich deutsch-deutsches Desinteresse eingestellt. Drei Jahre später mahnt der Karikaturist, die Konflikte  
 zwischen  Wessis und Ossis nicht überzubewerten. 
Abbildungen: Klaus Stuttmann
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25 Jahre deutsche Einheit: Bundes ­ 
  prä sident und Bundes kanzle rin 
kommen aus  Ostdeutsch land. 

Dort hat sich die Arbeitslosen zahl im Vergleich 
zu 2003 fast halbiert. Die Infrastruk tur ist 
rund erneuert, die Städte sind durch sa niert, die 
Abwanderung nach Westen stag niert, ostdeut­
sche Schüler führen bei Bil dungs tests. Blühen 
im Osten nun endlich die Landschaft en? 

Tatsächlich steht die Angleichung der Le­
bensverhältnisse weiter aus. Im Westen liegt die 
Arbeitslosenquote bei sechs, im Osten bei zehn 
Prozent. Wirtschaftskraft und Einkommen er­
reichen dort nur 70 bzw. 80 Prozent des West­
durchschnitts. Unter Entscheidungsträgern ha­
ben Ostdeutsche Seltenheitswert: Kaum ein 
Chefredakteur mit DDR­Biografie, nur vier von 
182 DAX­Vorständen stammen 2014 aus Ost­
deutschland. 

Indes darf der Stand der deutschen Einheit 
weder schwarz noch weiß gezeichnet werden. 
Im Vergleich zu vielen Ruhrgebietsstädten sind 
Teile Thüringens oder Sachsens Boomregio nen. 
Mit dem Wohlstand Süddeutschlands können 
aber auch sie nicht mithalten. Eines zei gen alle 
Umfragen: Für die überwältigende Mehr heit 
aller Bürger ist die Einheit längst eine Selbst­
verständlichkeit. Deren Ausgestaltung bleibt 
eine gesamtdeutsche Aufgabe.

DEUTSCHE EINHEIT –  
EINE ZWISCHENBILANZ

EINE AUSSTELLUNG DER BUNDESSTIFTUNG ZUR AUFARBEITUNG 
DER SED-DIKTATUR UND DES AUSWÄRTIGEN AMTS
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Am 1. Oktober wird am DDR-Ministerratsgebäude,  
dem Berliner Stadthaus, das DDR-Emblem entfernt. 

Foto (koloriert): picture alliance / dpa-Zentralbild / Robert Grahn 

Am 2. Oktober 1990 wird die 
18-jährige Kathrin S. aus   
Mittweida im türkischen Badeort 
Side zur Miss DDR gewählt. 
Foto: BArch, Bild 183-1990-1005-4 /  
Thomas Lehmann

Das Foto zeigt das letzte Baby der DDR, 
 Sarah K., wenige Stunden nach ihrer Geburt 
am 2. Oktober 1990 in Leipzig. Das Presse  - 
foto wurde mit dem Titel ”Der letzte Schrei  
der DDR“ weltweit in Zeitungen abgedruckt. 
Foto: picture alliance / dpa / Waltraud Grubitzsch

Die SED-Nachfolgepartei PDS tut sich schwer mit der 
Wiedervereinigung: DDR-Flaggen zieren am 2. Okto-
ber das Karl-Liebknecht-Haus, den Sitz des PDS-Par-
teivorstands. 
Foto: BArch, Bild 183-1990-1002-002 / Peter Grimm

Der letzte Tag der DDR und der Nationalen Volksarmee (NVA). 
Uniformierte bei der Wachablösung am Mahnmal für die Opfer 
des Faschismus und Militarismus an der Neuen Wache in Ost-Ber-
lin. Die Soldaten gehörten zum Wachregiment Friedrich Engels 
der NVA. 
Foto: picture alliance / dpa-Zentralbild / Paul Glaser

Ministerpräsident Lothar de Maizière beim Festakt der DDR-
Regie rung am Abend des 2. Oktober 1990 im Ost-Berliner Schau-
spielhaus. 
Foto: Bundesregierung / Klaus Lehnartz

Verabschiedung der drei alliierten 
 Stadtkommandanten von Berlin im  
Rathaus Schöneberg. (v. l. n. r. Walter 
Momper, Regierender Bürgermeister  
von Berlin, US-Generalmajor  Raymond 
Haddock, der britische  Generalmajor 
Robert Corbett, der französische  Divi - 
sionsgeneral François Cann und Jürgen 
Wohlrabe, Präsident des Berliner Ab-
geordnetenhauses). 
Foto: Bundesregierung / N. N.

Franz Bertele, Leiter der Ständigen Vertretung der 
Bundesrepublik bei der DDR, schraubt eigenhändig 
das Schild an seinem Dienstgebäude ab. Mit der Ver-
einigung beendet die Mission ihre Arbeit. 
Foto: BArch, Bild 183-1990-1002-018 / N. N.

VIDEO 
1990 – Die deutsche Einheit.

Quelle: Gedächtnis der Nation | ZDF  | youtube.com

D ienstag, 2. Oktober 1990. Es ist Tag 
14 970 der DDR. Ein Staat wird abge­
wickelt. Zum letzten Mal kommen die 

Volkskammerabgeordneten zusammen, um 
das DDR­Parlament im Rahmen einer Fest­
ver  anstaltung aufzulösen. In Bonn und Ost­
Berlin beenden die Ständigen Vertreter der 
DDR und der Bundesrepublik ihre Tätig keit. 
Der Ost­Berliner Minister für Abrüstung und 
Verteidigung Rainer Eppelmann entlässt mit 
dem letzten Tagesbefehl alle NVA­ Angehöri gen 
mit Ablauf des Tages aus ihren Verpflichtungen. 

Um 21:00 Uhr beginnt im Ost­Berliner 
Schauspielhaus der offizielle Festakt. Derweil 
versammeln sich vor dem Reichstag und um 
das Brandenburger Tor Hunderttausende in 
ausgelassener Stimmung. In Leipzig kommt 
Sarah K. zur Welt. Sie ist das letzte in der DDR 
geborene Baby. Zwei Minuten später wird die 
DDR Vergangenheit sein. In einer Fernsehan­
sprache hatte DDR­Ministerpräsident Lothar 
de Maizière am Abend gemahnt: ”Die deutsche 
Einheit ist mit dem Beitritt nicht abgeschlossen. 
Sie ist und bleibt eine Gemeinschaftsaufgabe 
aller Deutschen. Sie ist nicht nur eine materi­
elle Frage, sondern eine Frage des praktizier­
ten Gemeinsinns. Die Einheit will nicht nur 
bezahlt, sondern auch mit den Herzen gewollt 
sein.“

2. OKTOBER 1990:  
DER LETZTE TAG DER DDR 


